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Zur Publikation

Die sozialen und ökonomischen Bedingungen sind für die 
Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union alles andere  
als gleich. Sowohl innerhalb eines Landes als auch zwischen 
den Mitgliedstaaten unterscheiden sich die Lebensbedin-
gungen der Menschen erheblich. Als zentralen Faktor für die-
se Ungleichheiten stellen die Autorinnen der vorliegenden 
Studie den ungleichen Zugang zur Bildung heraus. Soziale 
Herkunft, Alter und Geschlecht bestimmen bis heute den 
Zugang des Einzelnen zu einer höherwertigen Bildung, die 
wiederum ausschlaggebend ist für seine Chancen, auf dem 
Arbeitsmarkt eine gute Beschäftigung mit angemessenem 
Einkommen zu finden.

Diese Ungleichheit führt nicht nur zu sozialen und ökonomi-
schen Problemen, sondern hat auch gravierende politische 
Auswirkungen. Gering Qualifizierte werden zunehmend vom 
politischen Entscheidungsprozess ausgeschlossen und die 
Mittelschicht, auf der das politische Modell der westlichen 
Demokratien maßgeblich aufgebaut ist, erodiert. Jutta All-
mendinger und Ellen von den Driesch weisen in ihrer Studie 
daher auch auf die Dringlichkeit hin, mit der die Politik Un-
gleichheit entgegenwirken sollte und machen Vorschläge für 
politische Handlungsmöglichkeiten.
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JUTTA ALLMENDINGER UND ELLEN VON DEN DRIESCH

Mythen – Fakten –  
Ansatzpunkte
Dimensionen sozialer Ungleichheit in Europa 

1.  Soziale Ungleichheiten gefährden die europäische Stabilität 1 

Europa kennt viele Herausforderungen: Das gemeinsame Auftreten in der Welt an-
gesichts politischer, militärischer und wirtschaftlicher Krisen. Den Zusammenhalt 
im Inneren trotz zahlreicher Erschütterungen, die das Projekt Europa im Kern bedro-
hen. Sind soziale Fragen da überhaupt wichtig?

Die Europäische Union (EU) hat in den letzten Jahrzehnten erhebliche Fortschritte 
beim Aufbau eines Binnenmarkts und einer Wirtschaftsunion erzielt, wenn auch 
nicht ohne Probleme, wie die Krise 2008 und die Entwicklung in Griechenland ge-
zeigt haben. Aber eine europäische Sozialunion ist nicht in Sicht. Im Gegenteil. 
Die Liberalisierung der Arbeitsmärkte scheint ein gemeinsames soziales Europa 
zu gefährden. Tatsächlich sieht es so aus, als ob sich die EU und ihre Mitglied-
staaten vor allem auf wirtschaftliche Fragen konzentrieren, in der Hoffnung, dass 
wirtschaftliche Lösungen die sozialen Probleme gleich mit beheben. Zwar hat die 
EU einige wichtige und ehrgeizige sozialpolitische Richtlinien verabschiedet, deren 
Umsetzung bleibt jedoch Sache der Mitgliedstaaten. Die EU kann hier nur unter-
stützend tätig sein.

Das Negieren der sozialen Fragen bedroht die Europäische Union in ihren Fun-
damenten. Die Krisen, die Europa erschütterten, haben gezeigt, dass eine Wirt-
schaftsunion ohne eine Sozialunion, ein aktivierender Sozialstaat ohne einen 
protegierenden Sozialstaat nicht möglich sind.2 Im Rahmen des GUSTO-Projekts 
der Europäischen Kommission hielt Colin Crouch zum wiederholten Male fest, dass 
eine europäische Einheit beides erfordere: eine Orientierung an den Regeln des 
Marktes und einen Ausbau sozialer Bürgerrechte. Vermarktlichung allein führe zu 
mehr Unsicherheit und schwäche die Stabilität der EU. Entsprechend erfordere die 
Ausweitung der Märkte den verstärkten Ausbau von Institutionen, die nicht vom 
Markt bestimmt werden.3 
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Viele Politiker und Ökonomen glauben, und möchten uns glauben machen, dass 
sozialstaatliche Leistungen durch wirtschaftliches Wachstum verringert oder gar 
ersetzt werden könnten. Allerdings führte Wachstum in den letzten Jahrzehnten 
zu mehr Ungleichheit in vielen europäischen Ländern, wie das europäische For-
schungsprojekt GINI sehr anschaulich darlegt.4 Ungleichheiten bedrohen den sozia-
len Zusammenhalt und sie gefährden weiteres Wachstum. Joseph Stiglitz (2013) 
betont, dass eine ungleiche Einkommensverteilung die gesamtwirtschaftliche Nach - 
 frage verringere und das Wirtschaftswachstum begrenze.5 Armen Menschen fehlt 
das Geld, um den Konsum anzukurbeln, und reiche Menschen haben zu viel Geld, 
um die niedrige Konsumquote der armen Bevölkerungsgruppen auszugleichen. 

Das Negieren der sozialen Fragen bedroht die Europäische Union in 

ihren Fundamenten.

Zudem haben in Ländern mit hoher sozialer Ungleichheit viele Menschen keinen 
Zugang zu grundlegenden Ressourcen wie Bildung und Beschäftigung, obwohl die-
se Menschen hoch produktiv sein könnten. Indem man den Menschen diese Res-
sourcen verweigert, vernichtet man wertvolles Humankapital und damit Wachstum. 
Des Weiteren brauchen Länder mit hoher sozialer Ungleichheit ein viel höheres 
Wachstum als Länder mit geringer Ungleichheit, um Armut überhaupt abbauen zu 
können. Oder umgekehrt: Je geringer die materielle Ungleichheit in einem Land ist, 
desto eher kommt wirtschaftliches Wachstum allen Menschen zugute.6

Die bestehenden sozialen Ungleichheiten in Europa müssen zunächst ermittelt und 
beschrieben werden, damit sie bekämpft werden können. Diesem Ziel dient dieser 
Beitrag. Ausgehend von einem Lebensverlaufskonzept betrachten wir die drei Be-
reiche Bildung (Kapitel 2), Beschäftigung (Kapitel 3) und Einkommen (Kapitel 4). 
In allen drei Kapiteln weisen wir systematisch auch Unterschiede nach Geschlecht 
und Alter aus. Eine weitere Gruppe bleibt allerdings unberücksichtigt: Menschen 
mit Migrationshintergrund. Europaweit sprechen wir hier von ganz unterschiedli-
chen Gruppen, die sich miteinander schwer vergleichen und aufgrund großer Unter-
schiede innerhalb der Gruppen auch nicht zusammenfassen lassen.7 

Nach diesen ersten drei Kapiteln, die sich auf der Mikroebene von Lebensverläufen 
bewegen, wenden wir uns in Kapitel 5 gesamtgesellschaftlichen Verteilungen und 
damit relativen Maßen zu. Wir betrachten den Lebensstandard, gemessen am Ein-
kommen und Vermögen, und die ungleiche Verteilung der finanziellen Ressourcen. 
Insbesondere konzentrieren wir uns auf soziale Schieflagen und damit auf Bevölke-
rungsgruppen, die ein soziales Europa am meisten brauchen: Menschen, die arm 
sind, zu Niedriglöhnen arbeiten oder zu den working poor zählen. Zum Schluss 
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bündeln wir die Ergebnisse und leiten fünf Handlungsfelder ab, die den Aufbau von 
mehr sozialer Gerechtigkeit in Europa unterstützen können. 

2.  Bildung und Ungleichheit

Bildung gilt als Schlüssel zur Entfaltung der Persönlichkeit, für Erwerbschancen, 
gute Arbeit, Gesundheit, ein langes Leben und für das Empfinden von Glück und 
Zufriedenheit. Den Zugang zu Bildung zu öffnen und die Qualität von Bildung zu 
verbessern, sind daher zwei der vordringlichen staatlichen Ansinnen und Aufga-
ben. Es geht um individuelle Ermächtigung, ebenso wie um gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Notwendigkeiten. Individuelle Ermächtigung heißt, Menschen zu 
befähigen, an Gesellschaft und Gemeinschaft teilzuhaben. Dazu werden kognitive, 
soziale und emotionale Inhalte in Familien, persönlichen Netzwerken, Kindergär-
ten, Schulen, Hochschulen und Ausbildungsbetrieben an die Menschen weiterge-
geben. Eine solch breit verstandene Bildung ermöglicht soziale und politische Par-
tizipation und den Zugang zum Arbeitsmarkt. 

Gesellschaftliche und wirtschaftliche Notwendigkeiten ergeben sich, da sich Ar-
beitsmärkte insbesondere im Bereich hoch qualifizierter Tätigkeiten entfalten und 
im globalen Wettbewerb stehen. Gleichzeitig geht die Bevölkerungszahl zurück und 
die Beschäftigten werden meist immer älter. Die Wirtschaft muss sich zudem auf 
Einwanderung und zunehmende Diversität einstellen. Hier kann eine gut gebildete 
Bevölkerung helfen, dem schnellen und grundlegenden Wandel zu begegnen. 

Wenn also eine gute Bildung immer notwendiger wird, gilt es insbesondere, Bil-
dungsarmut abzubauen. Diese besteht aber nach wie vor, und zwar trotz einer 
deutlichen Bildungsexpansion. Von einer »Sättigung« des Bildungsstands unter 
dem Sekundarbereich II, wie einige Autoren behaupten, kann nicht die Rede sein.8 
Wenn wir die Bildungsabschlüsse in der EU vergleichen, wird deutlich: Die Band-
breite von Bildungsarmut ist gewaltig und zeigt, dass diese institutionell gemacht 
und nicht individuell bedingt ist. Die in der Literatur vorliegende Konzentration auf 
den tertiären Bildungsbereich der Hochschulen und Berufsakademien greift deut-
lich zu kurz. 

Das Ausmaß von Bildungsarmut weist darauf hin, wie viele Menschen von der ge-
sellschaftlichen Teilhabe abgeschnitten werden. Daher lautet die wesentliche Fra-
ge: Schaffen es Länder, Bildungsarmut zu reduzieren, einen durchschnittlich hohen 
Bildungsstand zu erreichen und soziale Ungleichheit abzubauen? Die Antwort auf 
diese Frage legt die Grundlage für alle folgenden Kapitel. Wegen der engen Ver-
zahnung von Bildung, Beschäftigung, Einkommen und Vermögen in allen Ländern 
brauchen wir solide Informationen über diese sozialstrukturell ausschlaggebende 
erste Etappe im Lebensverlauf von Menschen. 
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2.1  Wie wird Bildung gemessen? 

Zählte man früher einfach die Jahre, die man in Bildungs- und Ausbildungsinstituti-
onen verbrachte, schaut man heute meist auf Abschlüsse, also auf die Zertifikate, 
die Schulen und Ausbildungsstätten vergeben. In jüngster Zeit werden zusätzlich 
kognitive Kompetenzen erhoben. Diese werden weltweit standardisiert in unter-
schiedlichen Altersstufen und für unterschiedliche kognitive Bereiche gemessen, 
so in Mathematik, Lesen und den Naturwissenschaften. Mit Zertifikaten und kog-
nitiven Kompetenzen sind breite Bereiche von Bildung abgedeckt, aber eben nicht 
alle. Noch immer fehlen nationale und international vergleichende Angaben zu den 
emotionalen und sozialen Kompetenzen der Bevölkerung. Dass diese in einer ver-
netzten Welt zunehmend an Wert gewinnen und als Bildungsgut angesehen werden 
müssen, steht dabei außer Frage. 

Noch immer fehlen nationale und international vergleichende Angaben 

zu den emotionalen und sozialen Kompetenzen der Bevölkerung.

Doch bis dahin wird der Bildungsstand der europäischen Bevölkerung notgedrun-
gen mit nur zwei Maßen beschrieben: mit der formalen Bildung, die durch den Be-
such von Bildungsinstitutionen ausgewiesen und durch die International Standard 
Classification of Educational Degrees (ISCED) kodifiziert wird, und durch die kogni-
tiven Kompetenzen, die mit dem Programme for International Student Assessment 
(PISA) für 15-Jährige und mit dem Programme for International Assessment of Adult 
Competencies (PIAAC) für Erwachsene erhoben werden. Als niedrig gebildet oder 
bildungsarm gelten dabei Menschen mit einem Abschluss unterhalb der Sekundar-
stufe II oder mit einem Kompetenzniveau unterhalb der Stufe 2. Zu den Hochgebil-
deten zählen jene Menschen, die einen tertiären Abschluss erzielt oder ein Kompe-
tenzniveau der Stufen 5 und 6 erreicht haben. Von der Europäischen Kommission 
und der OECD wurden diese Grenzen gleichermaßen für alle Länder festgelegt. Sie 
gelten daher unabhängig von der Bildungs- oder Kompetenzverteilung eines Lan-
des, aber auch von den regionalen Arbeitskräftebedarfen. Dieses Vorgehen unter-
scheidet sich deutlich von den relativen Maßen (etwa bei der Armutsmessung), wie 
sie in der Ungleichheitsforschung üblicherweise verwendet werden. 

2.2  Wer bekommt eine Chance: Der Bildungsstand in Europa 

Das Ausmaß der Bildungsarmut weicht in den Ländern der EU stark voneinander 
ab. So ist der Anteil bildungsarmer Menschen im Alter zwischen 25 und 34 Jahren in 
Malta (40 Prozent), Portugal (35 Prozent) und Spanien (34 Prozent) 2014 besonders 
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hoch. In Polen, der Tschechischen Republik und Kroatien beträgt er hingegen unter 
6 Prozent. 

Auch im Sekundarbereich II fi nden wir in dieser Altersgruppe deutliche Unterschie-
de zwischen den Ländern. Sie lagen im Jahr 2014 zwischen 24 und 65 Prozent. Über 
die Zeit hat sich der Bildungsstand in allen Ländern verbessert. Insbesondere in 
Portugal können wir eine rasante Entwicklung feststellen: Von den 55- bis 64-Jähri-
gen haben nur 10 Prozent einen Abschluss der Sekundarstufe II, unter den 25- bis 
34-Jährigen sind es bereits 33 Prozent. 

Betrachten wir auch noch den Anteil der Bevölkerung mit einem tertiären Ab-
schluss. Zu den Hochgebildeten unter den 25- bis 34-Jährigen zählen in Zypern, 
Irland, Litauen und Luxemburg über 50 Prozent, in Italien und Rumänien dagegen 
nur jeder Vierte. Vor allem Polen hat in diesem Bereich deutliche Fortschritte er-
zielt: Der Abstand zwischen den 25- bis 34-Jährigen und den 55- bis 64-Jährigen mit 
einem tertiären Abschluss beträgt 29 Prozentpunkte. Auch in Zypern, Irland, Litau-
en und Frankreich ist eine deutliche Zunahme zu verzeichnen, nämlich zwischen 23 
und 28 Prozentpunkten. In Deutschland ist der Anteil der Bevölkerung mit tertiärem 
Abschluss dagegen nur um 3 Prozentpunkte gestiegen.

Bei den kognitiven Kompetenzen konzentrieren wir uns zunächst auf die Ergebnis-
se bei den Lesekompetenzen der 15-Jährigen (Abbildung 1). Im EU-Durchschnitt 
gelten 20 Prozent der 15-Jährigen als kompetenzarm und 7 Prozent als kompetenz-

Abbildung 1: Lesekompetenzen der 15-Jährigen in den Mitgliedstaaten der EU, PISA 2012
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reich. Dabei finden sich in Bulgarien, Rumänien und Zypern mit über 30 Prozent die 
größten Anteile an Kompetenzarmen, in Irland und Estland dagegen nur Anteile von 
10 Prozent. Die meisten kompetenzreichen Jugendlichen leben in Finnland, gefolgt 
von Frankreich, Belgien, Irland und Polen mit jeweils über 10 Prozent, am unteren 
Ende liegt Rumänien mit knapp 2 Prozent. 

Die Kompetenzen der Bevölkerung zwischen 16 und 64 Jahren werden durch PIAAC 
ermittelt.9 Wenn wir die Befragten in fünf Altersgruppen unterteilen, wird deutlich, 
dass in den meisten Ländern die Kompetenzwerte zwischen dem 16. und dem 24. 
Lebensjahr ansteigen und anschließend kontinuierlich sinken. Im europäischen 
Vergleich ist Italien in fast allen Altersgruppen das Schlusslicht. Nur bei den 55- bis 
64-Jährigen weist Spanien schlechtere Durchschnittswerte auf. Finnland und die 
Niederlande zeigen mit Abstand die höchsten Kompetenzwerte, außer in der ältes-
ten Gruppe. Diese Ergebnisse können auf verschiedene Weise erklärt werden. Zum 
einen lassen sie sich auf die Bildungsexpansion zurückführen (Kohorteneffekt). 
Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass kognitive Kompetenzen meist mit dem 
Alter abnehmen (Alterseffekt). Zertifikate aber behalten ihre Gültigkeit, auch wenn 
das mit ihnen verbundene Wissen mit der Zeit verloren gegangen ist.

2.3  Zertifikate und Kompetenzen: Stimmen die Messungen  
überein?

Normalerweise werden Abschlüsse und erreichte Kompetenzen unverbunden 
nebeneinandergestellt. Dahinter liegt die Annahme, dass beide Indikatoren Ver-
gleichbares messen und Länder, deren Bevölkerung gute Abschlüsse erzielt, sich 
auch durch hohe kognitive Kompetenzwerte auszeichnen. Mit den PIAAC-Daten 
ist es möglich, die Kompetenzen der 25- bis 34-Jährigen mit den Abschlüssen in 
der gleichen Altersgruppe in Beziehung zu setzen. Die Übereinstimmung zwischen 
niedrigen Kompetenzen und niedrigen Zertifikaten ist sehr hoch. Spanien und Ita-
lien am unteren sowie Finnland und die Tschechische Republik am oberen Rand 
sind hier die besten Beispiele. In nur wenigen Ländern werden überwiegend nied-
rige Kompetenzen, aber hohe Zertifikate erzielt oder umgekehrt. Eine dieser Aus-
nahmen ist Belgien, ein Land mit einem geringen Anteil an Kompetenzarmen und 
vergleichsweise hohem Anteil Zertifikatsarmer. Ein umgekehrtes Muster finden wir 
in Polen. Ein hoher Anteil von Kompetenzarmen geht mit einem niedrigen Anteil 
Zertifikatsarmer einher. 

Im oberen Bildungsbereich zeigt sich dies nicht. In allen Ländern haben wesent-
lich mehr Menschen zwischen 29 und 34 Jahren einen Hochschulabschluss, als es 
dem Anteil Kompetenzreicher entsprechen würde. Am extremsten ist dies in Zy-
pern. Über die Hälfte der Bevölkerung in dieser Altersgruppe hat einen tertiären 
Abschluss (54 Prozent), auf der PIAAC-Kompetenzstufe 4 und 5 liegen dagegen nur 
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7 Prozent. Allein in Finnland stimmen die Anteile der Bevölkerung mit Hochschul-
abschluss (40 Prozent) und der Kompetenzreichen (37 Prozent) in etwa überein. 
 

Wenn Zertifikate aber ihre Aussagekraft verlieren, werden Arbeitgeber 

künftig nach eigenen Standards filtern. Schulen verlieren dann ihre 

Legitimation und Platzierungsmacht. 

Dieses Auseinanderklaffen ist ein alarmierendes Zeichen. Europa setzt auf die Ar-
beitnehmerfreizügigkeit. Wenn Zertifikate aber ihre Aussagekraft verlieren, werden 
Arbeitgeber künftig nach eigenen Standards filtern. Schulen verlieren dann ihre Le-
gitimation und Platzierungsmacht. 

2.4  Gruppenspezifische Ungleichheiten

Gibt es Bevölkerungsgruppen, die systematisch ein höheres oder niedrigeres Bil-
dungsniveau als andere Gruppen erreichen? Inwieweit können wir davon ausgehen, 
dass jenseits der Unterschiede eine systematische soziale Strukturierung vorliegt?
 
Bildungsergebnisse unterscheiden sich nach dem Alter. Hierbei handelt es sich vor-
wiegend um Kohorteneffekte als Ergebnis der Bildungsexpansion. Betrachten wir 
kognitive Kompetenzen, ist auch von Alterseffekten auszugehen, die – bei hoher 
Variation innerhalb der Altersgruppen – mit einer Abnahme kognitiver Kompeten-
zen im höheren Alter verbunden sein dürften. 

Zudem spielt das Geschlecht eine Rolle. In vielen Ländern haben Frauen bei den 
Abschlüssen mit Männern gleichgezogen und konnten über die Zeit besondere Bil-
dungsgewinne erzielen. Bei den kognitiven Kompetenzen ist zwischen mathemati-
schen und Lesekompetenzen zu unterscheiden. In den meisten Ländern erreichen 
Männer höhere mathematische Kompetenzen als Frauen, außer in Lettland, Finn-
land und Schweden. Dagegen schneiden Frauen bei den sprachlichen Kompeten-
zen besser ab und verzeichnen deutliche Kompetenzgewinne. Beispielsweise stieg 
in Polen der Anteil 15-jähriger Frauen mit sehr hohen Lesekompetenzen zwischen 
2000 und 2012 um 7 Prozentpunkte. 

Während sich die Vorteile von Männern im Bereich der Mathematik auch im wei-
teren Lebensverlauf zeigen, sich die Ergebnisse von PISA und PIAAC also entspre-
chen, ist dies bei den Lesekompetenzen nicht der Fall. Die 15-jährigen Frauen kön-
nen zwar die besseren PISA-Ergebnisse als die gleichaltrigen Männer vorweisen, in 
den höheren Altersgruppen liegen die Kompetenzen der Männer aber über denen 
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der Frauen. Ungeklärt ist, inwieweit dies an unterschiedlichen Messkonzepten von 
PISA und PIAAC liegt oder auf tatsächliche Kompetenzgewinne bzw. -verluste zu-
rückzuführen ist.

Am stärksten hängt der Bildungserfolg in fast allen EU-Ländern von der sozialen 
Herkunft ab. Dies gilt für Zertifikate und Kompetenzen gleichermaßen. Die Unter-
schiede zwischen den Ländern sind gravierend. Betrachtet man Zertifikate, spielt 
die soziale Herkunft in Dänemark, Estland, Finnland, Luxemburg und Schweden 
eine wesentlich geringere Rolle als in den anderen Mitgliedstaaten der EU.10 Die Er-
folgsquoten im Sekundarbereich II zwischen Schülern, deren Eltern über einen Ab-
schluss im Tertiärbereich verfügen und Schülern, deren Eltern nur einen Abschluss 
unterhalb des Sekundarbereich II haben, unterscheiden sich in Italien um 56 Pro-
zentpunkte, in Finnland aber nur um 2 Prozentpunkte. Dies lässt sich auch bei den 
kognitiven Kompetenzen zeigen. Insbesondere in Bulgarien, der Slowakei, in Un-
garn, Frankreich, Luxemburg, Portugal und Deutschland hängen die gemessenen 
kognitiven Kompetenzen stark vom Elternhaus ab. In Finnland und Estland ergeben 
sich hingegen nur geringe Unterschiede nach sozialer Herkunft. 

Am stärksten hängt der Bildungserfolg in fast allen EU-Ländern von 

der sozialen Herkunft ab.

2.5  Zusammenfassung

Ob man nun Abschlüsse oder Kompetenzen als Maß heranzieht, Bildung ist sehr 
ungleich zwischen den Ländern der EU und innerhalb der Mitgliedstaaten verteilt. 
Das Ausmaß der Bildungsarmut ist alarmierend. Durchschnittlich 8 Prozent eines 
Geburtsjahrgangs fehlt ein allgemeiner Bildungsabschluss, 19 Prozent der 15-jäh-
rigen Mädchen und Jungen zählen zu den »funktionalen Analphabeten«, da ihre 
kognitiven Kompetenzen im Lese- oder Mathematikverständnis sehr niedrig sind. 
Diesen jungen Menschen wird der Start in ein gutes Leben und in gute Arbeit ver-
wehrt. Der Abbau von Bildungsarmut in allen EU-Ländern muss daher deutliche 
Priorität besitzen. 

Die Daten zeigen, dass Bildungsarmut abgebaut werden kann, ohne das Bildungs-
niveau insgesamt zu gefährden. Eine Politik, die Bildungsarmut reduziert, schadet 
nicht dem Erwerb von Spitzenkompetenzen und erzeugt keine Einheitsbildung. Tat-
sächlich lässt sich belegen, dass es Ländern gelingt, ein hohes durchschnittliches 
Bildungsniveau zu erreichen, ohne dass die Ungleichheit bei den Bildungsergeb-
nissen steigt.
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Um höhere und gleichmäßiger verteilte Bildungsergebnisse zu erzielen, muss ins-
besondere daran gearbeitet werden, eine größere Gleichheit im Zugang zu Bildung 
herzustellen. Der soziale Status des Elternhauses bestimmt in fast allen Ländern 
die Bildungschancen. Vieles kann dafür getan werden, damit Kinder aus sozial 
benachteiligten Gruppen ebenso einen guten Start in der Schule und ins Leben 
erhalten. Insbesondere stark gegliederte Bildungssysteme sind nicht förderlich. 
Der internationale Vergleich zeigt, dass Bildungssysteme das Niveau und die Ver-
teilung von Bildung stark beeinflussen. Länder mit gestiegenen Bildungsergebnis-
sen haben ihre Bildungssysteme geöffnet und teilen die Schülerinnen und Schüler 
deutlich später nach Leistung oder angestrebtem Bildungsabschluss auf. Auch die 
Ausbildung der Lehrkräfte wurde in diesen Ländern massiv verbessert, durch An-
reizsysteme, höhere Löhne und Weiterbildung. Gezielte Maßnahmen für schwache 
Schülerinnen und Schüler wurden eingeführt, die Autonomie der Schulen wurde 
erhöht. 

Eine Politik, die Bildungsarmut reduziert, schadet nicht dem Erwerb 

von Spitzenkompetenzen und erzeugt keine Einheitsbildung.

Unklar ist jedoch, inwieweit der tertiäre Sektor gleichermaßen weiterentwickelt wer-
den muss und ob er tatsächlich die Kompetenzen vermittelt, die jetzt und zukünftig 
auf dem europäischen Arbeitsmarkt benötigt werden. Einzelne Länder schneiden 
im Sekundarbereich II hervorragend ab, haben den tertiären Bereich aber nicht ent-
sprechend ausgebaut. Sie haben sich für einen Weg jenseits der Akademisierung 
entschieden und setzen auf berufliche Ausbildungen, etwa Österreich, Deutsch-
land, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik und Ungarn. 

Ebenso ist deutlich geworden, dass die Möglichkeiten, Bildung zu messen, wei-
terhin unzureichend sind. Wir müssen auch soziale und emotionale Kompetenzen 
erheben und vergleichen können. Bildung auf Faktenwissen und Abschlüsse zu re-
duzieren, wird ihrer individuellen und gesellschaftlichen Bedeutung nicht gerecht. 
Hierbei wird auch nicht berücksichtigt, dass der Arbeitsmarkt sich grundlegend 
verändert und immer stärker auf Vielfalt, sich selbst organisierende Teams und 
selbstständiges Arbeiten setzt. Die von der OECD und der Europäischen Kommissi-
on eingesetzten Bildungsmaße, also Abschlüsse und Kompetenzen, zeichnen ein 
teilweise sehr unterschiedliches Bild von den Bildungserfolgen und Bildungsver-
teilungen in den Ländern. Hohe Bildungsabschlüsse stehen allzu oft unverbunden 
neben kognitiven Kompetenzen. Es ist zu befürchten, dass die Mitgliedstaaten ihre 
Ergebnisse bei den Bildungsabschlüssen an die EU-weiten Zielvorgaben anpassen, 
indem sie die dafür notwendigen Anforderungen senken. Bei den Kompetenzen 
ist das nicht gleichermaßen möglich, da diese mit standardisierten Tests gemes-
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sen werden. Hohe Bildungsabschlüsse zu vergeben, ohne die zugrunde liegenden 
Kompetenzen zu vermitteln, ist hochproblematisch. Diese Tatsache wird aber bis-
lang nicht hinreichend wahrgenommen, obwohl sie mit einem deutlichen Verlust 
an Legitimation und Einfluss des Schulsystems einhergeht.

3.  Beschäftigung und Ungleichheit

Beschäftigung wird zunehmend als Allheilmittel gegen die Wechselfälle des Lebens 
gesehen. Getrieben durch den demografischen Wandel und unterstützt durch den 
Umbau von Wohlfahrtsstaaten zu Sozialstaaten wurden große Aktivierungspro-
gramme aufgelegt, um möglichst viele Menschen im erwerbsfähigen Alter so gut 
und so lange wie möglich in Beschäftigung zu bringen und zu halten. Die Europäi-
sche Kommission formulierte 2000 im Rahmen ihrer Lissabon-Strategie die folgen-
den Ziele: Die Erwerbstätigenquote von Frauen soll bis 2010 auf 60 Prozent erhöht 
werden. Ältere Personen sind stärker in den Arbeitsmarkt zu integrieren, sodass 
2010 eine Erwerbstätigenquote von 50 Prozent bei den 55- bis 64-Jährigen erreicht 
wird. Die Zielvorgabe für die Gesamtbevölkerung lag im Jahr 2010 zunächst bei 70 
Prozent, für 2020 wurde sie im Rahmen der Strategie Europa 2020 auf 75 Prozent 
angehoben.

Erwerbsarbeit wird damit immer mehr Dreh- und Angelpunkt für soziale Ungleich-
heit. Sie entscheidet über drinnen und draußen, oben und unten, Anerkennung 
und Selbstrespekt. Eine solche Ausrichtung ist durchaus gefährlich. Was passiert, 
wenn man keinen Zugang in den Arbeitsmarkt findet, wenn Arbeit verloren geht 
oder sich die vielen Versprechungen aufgrund »schlechter Arbeit« nicht erfüllen? 
Denn eines ist klar: Hohe Erwerbsquoten sagen noch nichts über die Qualität der 
Beschäftigung aus. Es gibt die »Armen trotz Arbeit«, die trotz Erwerbstätigkeit ihren 
Lebensunterhalt nicht allein bestreiten können, die in unsicheren Beschäftigungs-
verhältnissen und oft niedriger Teilzeit stecken.

In diesem Abschnitt beschreiben wir den Übergang von der Schule in den Arbeits-
markt. In vielen Ländern der EU finden Jugendliche keinen Zugang zu einer Beschäf-
tigung und beginnen ihr Erwerbsleben in Arbeitslosigkeit oder mit prekären Jobs. 
Wie erklären sich die Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten? Warum finden 
in einigen Ländern die Jugendlichen schnellere und bessere Wege in den Arbeits-
markt als in anderen? Wir betrachten dann die Beschäftigungslage in Europa und 
konzentrieren uns auf zwei Größen: Erwerbsquoten und Beschäftigungsformen. Die 
Erwerbsquote gibt an, wie viele Menschen im erwerbsfähigen Alter erwerbstätig 
sind. Daneben brauchen wir Informationen zur Art der Beschäftigung, also zu den 
Beschäftigungsformen: Wie viele Stunden wird gearbeitet? Wie sicher ist die Be-
schäftigung? 
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3.1  Der Übergang von der Schule ins Erwerbsleben

Die hohe Jugendarbeitslosigkeit in vielen Ländern Europas ist heute eine der zent-
ralen Herausforderungen. Empirische Studien zeigen übereinstimmend, dass frühe 
Phasen von Arbeitslosigkeit besonders nachhaltige Folgen haben. War man in der 
Jugend arbeitslos, so wird man auch später deutlich häufiger arbeitslos sein. Fin-
det man dann Arbeit, sind die Einstiegslöhne niedrig, die Lohnentwicklung wird ge-
bremst. Die Arbeitszufriedenheit liegt auch nach 25 Jahren noch deutlich unter der 
von Menschen mit vergleichbarer Qualifikation, aber ohne frühe Arbeitslosigkeit.11 
Früh entstandene Narben schließen sich nicht. 

Dennoch sollte man Aussagen wie »Jeder zweite Spanier unter 30 Jahren ist nicht 
beschäftigt« oder »Die Hälfte der griechischen Jugend ist ohne Arbeit« nur mit Vor-
sicht interpretieren. Bestenfalls stehen viele Jugendliche dem Arbeitsmarkt nicht 
zur Verfügung, da sie noch in der schulischen oder beruflichen Ausbildung sind. 
Andere sind tatsächlich arbeitslos, suchen also einen Job. Manche haben be-
reits die Hoffnung verloren und sind inaktiv. Ferner gibt es Jugendliche, die zwar 
erwerbstätig, aber prekär beschäftigt sind. Sie arbeiten befristet, oft nur wenige 
Stunden, mit niedrigem Lohn. Menschen in Beschäftigung kann es ebenso schlecht 
gehen wie Menschen ohne Beschäftigung. 

War man in der Jugend arbeitslos, so wird man auch später deutlich 

häufiger arbeitslos sein. Findet man dann Arbeit, sind die Einstiegs-

löhne niedrig, die Lohnentwicklung wird gebremst.

Jugendliche, die »not in education, employment or training« sind, werden als NEETs 
bezeichnet. Der Anteil der NEETs lag 2014 in den Ländern der EU durchschnittlich 
bei 15 Prozent, davon waren 7,5 Prozent arbeitslos und 7,5 Prozent inaktiv. Dabei ist 
der Anteil der NEETs wahrscheinlich sogar höher. In einigen Ländern befinden sich 
viele niedrig gebildete Jugendliche in Trainingsmaßnahmen. Damit gelten sie zwar 
nicht als NEETs, haben aber meist schlechte Perspektiven auf dem Arbeitsmarkt.

Der Anteil und die Zusammensetzung der NEETs unterscheiden sich zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten gewaltig (Abbildung 2). So liegt der Anteil der Inaktiven 
in Luxemburg, Schweden, Dänemark und den Niederlanden bei unter 5 Prozent, 
in Bulgarien beträgt er 17 Prozent. Die Jugendarbeitslosigkeit reicht von 3 Prozent 
in Dänemark und den Niederlanden bis zu 20 Prozent in Griechenland. In vielen 
Ländern der EU ist sie mit der Finanz- und Wirtschaftskrise rasant gestiegen. Nur in 
Deutschland sank die Jugendarbeitslosigkeit. 
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Diese großen Unterschiede lassen sich nicht mit nur einer Ursache erklären. Vor 
der Wirtschafts- und Finanzkrise wurde Jugendarbeitslosigkeit häufig auf struktu-
relle Entwicklungen zurückgeführt, etwa den Strukturwandel der Wirtschaft, die 
fehlende Übereinstimmung zwischen erworbenen und erforderlichen Qualifika-
tionen oder gruppenspezifische Risiken.12 Seit den 2000er Jahren werden auch 
konjunk turelle Veränderungen herangezogen. So konnte gezeigt werden, dass die  
Jugendarbeitslosigkeit stärker von der Wirtschaftslage beeinflusst wird als die 
Arbeits losigkeit unter Erwachsenen.13 

Außerdem wurde begonnen, individuelle Faktoren der Jugendlichen zu berücksich-
tigen, die institutionell verursacht sind und ihnen den Übergang in den Arbeits-
markt erschweren oder ihr Arbeitslosigkeitsrisiko erhöhen. Dazu gehören Arbeits-
jahre, firmenspezifisches Wissen und Erfahrungen auf dem Arbeitsmarkt, die den 
Jugendlichen gleichermaßen fehlen, aber auch eine höhere Wahrscheinlichkeit, 
befristete oder anderweitig prekäre Beschäftigungsverhältnisse einzugehen.14 Die 
Jugendlichen stecken also in einem Teufelskreis fest. Ausgerechnet die fehlende 
Arbeitserfahrung verhindert, dass sie einen Job erhalten, aber ohne diesen Job kön-
nen sie auch keine Erfahrungen sammeln. 

Häufig wird auch betont, dass der Anteil der NEETs systematisch mit der demo-
grafischen Entwicklung zusammenhängt. Danach würde die Arbeitslosenquote 
unter Jugendlichen entsprechend zunehmen, je höher der Anteil Jugendlicher an 
der Gesamtbevölkerung ist. Dieser Erklärungsansatz ist allerdings nicht haltbar. In 

 

Abbildung 2: Ausbildung und Erwerbstätigkeit von 15- bis 29-Jährigen in den Mitgliedstaaten der 
EU, 2014
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vielen Ländern sank zwischen 2003 und 2014 der Anteil der 15- bis 24-Jährigen an 
der Gesamtbevölkerung, dennoch stieg die Jugendarbeitslosigkeit. Nur in Belgien, 
Finnland, Deutschland, Malta und Polen nahmen der Anteil 15- bis 24-Jähriger und 
die Jugendarbeitslosigkeit gleichermaßen ab. 

Wenngleich auch kulturelle Normen wie die Nichterwerbstätigkeit von Frauen dazu 
beitragen, die großen Unterschiede bei den Anteilen der NEETs zu erklären, spielt 
doch vor allem die institutionelle Verschränkung der Systeme beim Übergang von 
der Schule in den Arbeitsmarkt eine wichtige Rolle. Europaweit unterscheiden sich 
die Organisationsformen der beruflichen Ausbildung deutlich. In angelsächsischen 
Ländern herrschen liberale Marktmodelle vor: Die Ausbildung erfolgt on the job 
in Betrieben. Vermittelt werden überwiegend praktische Fertigkeiten, die sehr be-
triebsspezifisch und damit wenig übertragbar auf andere Betriebe sind. Skandi-
navische Länder und Frankreich setzen dagegen hauptsächlich auf vollzeitschu-
lische Ausbildungssysteme. Wissensinhalte sind eher theoretisch ausgerichtet, 
hoch standardisiert und nicht auf den einzelnen Betrieb zugeschnitten. Der dritte 
Typus, das korporative duale Modell, findet sich in der Schweiz (60 Prozent der Ju-
gendlichen sind in einer dualen Ausbildung), Dänemark (48 Prozent), Deutschland 
(43 Prozent) und in Österreich (35 Prozent).15 Es vereint die Merkmale der beiden 
anderen Systeme. Da Ausbildungsmodule in der Schule und im Betrieb miteinan-
der kombiniert werden, erfolgt eine theoretische wie praktische Ausbildung; die 
Lehrinhalte entsprechen den Erfordernissen des Ausbildungsbetriebs, sind aber 
gleichzeitig auf andere Betriebe übertragbar.

Diese drei Ausbildungsregime prägen den Übergang von der Ausbildung in den 
Beruf. Viele Studien zeigen, dass ein training on the job zwar zu einem zügigen 
Übergang in Beschäftigung führen kann, dieser allerdings selten nachhaltig ist. 
Das vermittelte Wissen ist zu fragmentarisch und betriebsspezifisch. Bei den voll-
zeitschulischen Ausbildungssystemen dagegen dauert der Übergang vergleichs-
weise lang. Oft ist das Wissen zwar breit, passt aber nicht zu den Anforderungen 
der Arbeitgeber, die ihrerseits längere Anlernphasen vermeiden wollen. Duale Aus-
bildungssysteme führen zu raschen und meist nachhaltigen Übergängen. Das hat 
mehrere Gründe: Die Lehrlinge gehören bereits vor dem Übergang zum Betrieb, sie 
sind Insider, keine Fremden. Die Betriebe haben bereits viel in die Lehrlinge inves-
tiert und wissen, dass sich die Ausbildung für sie in einigen Jahren amortisieren 
wird. Durch die schulischen Module ist die Ausbildung breit und standardisiert, 
sodass die Lehrlinge auch nicht zu abhängig von ihrem Ausbildungsbetrieb sind. 
Die berufliche Ausbildung ist hoch standardisiert und weist so für alle Arbeitgeber 
aus, was ein Berufseinsteiger mit einem bestimmten Zertifikat kann. Da Betriebe 
meist nur in den Bereichen ausbilden, die sie später auch nachfragen, wird ver-
gleichsweise selten am Arbeitsmarkt vorbei ausgebildet. Für viele junge Menschen 
in Ländern mit einem dualen Ausbildungssystem ist diese Form des Übergangs 
in den Arbeitsmarkt daher alles andere als die zweitbeste Lösung nach der Hoch-
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schulausbildung. Das sieht man schon daran, dass zunehmend auch Jugendliche 
mit einer Hochschulzugangsberechtigung die duale Berufsausbildung wählen. Und 
umgekehrt: In diesen Ländern funktioniert der Übergang in Beschäftigung so gut, 
dass es nur verhaltene Anstrengungen gibt, die tertiäre Bildung massiv anzuheben.

Ist das duale Ausbildungssystem auf andere Bildungssysteme übertragbar? Hier-
bei sind einige strukturelle Herausforderungen zu beachten. Diese treten an den 
Schnittstellen zur allgemeinbildenden Schule, zur Hochschule und zur Weiterbil-
dung auf. Ansatzpunkte für Reformen in diesen Bereichen lassen sich insbeson-
dere in der Schweiz, in Dänemark und Österreich beobachten.16 Das deutsche 
Berufsbildungssystem ist stark auf einzelne Berufe zugeschnitten. Es kennt 350 
Berufsausbildungen, während in Österreich und in der Schweiz 250 und in Däne-
mark 150 Ausbildungsberufe angeboten werden. Entsprechend breiter sind dort die 
Qualifikationen geschnitten und entsprechend mobiler sind die Jugendlichen beim 
Übergang in den Beruf. 

Ferner bieten Österreich und Dänemark im ersten Jahr eine Art »Ausbildung Gene-
rale« an und erlauben damit eine Berufsorientierung, bevor sich der Lehrling für ein 
bestimmtes Berufsfeld entscheidet. Sie gewährleisten ebenso eine stärkere Durch-
lässigkeit der berufsbildenden Ausbildung zu einer Hochschulausbildung. Öster-
reich hat mit den berufsbildenden höheren Schulen einen neuen Weg beschritten. 
Die um ein Jahr verlängerte Schulzeit an höheren Schulen schließt man mit einer 
Doppelqualifikation, dem Abitur und dem Diplom, ab. Auch die Schweiz hat die 
Zweigliedrigkeit von beruflicher und akademischer Ausbildung aufgebrochen. Die 
Schweizer Berufsmaturität führt aus der Lehre zu einem Fachhochschulstudium.17

Zusammenfassend muss festgestellt werden, dass das duale System zwar wesent-
liche Vorteile beim Übergang von der Ausbildung in den Arbeitsmarkt besitzt. Die 
höheren Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt machen aber auch vor dem dualen 
System nicht halt und werden es verändern.

3.2  Beschäftigungsquoten 

Zwischen 2004 und 2014 stieg die Beschäftigungsquote über alle Länder der EU 
hinweg leicht von 69 auf 71 Prozent. Hinter diesem Durchschnitt liegen große Un-
terschiede in den länderspezifischen Erwerbstätigenquoten und in deren Entwick-
lung. Beispielsweise betrug 2014 die Erwerbsquote in Griechenland 56 Prozent, in 
Kroatien 62 Prozent und in Schweden 83 Prozent. Manche Länder verzeichneten 
trotz der Wirtschafts- und Finanzkrise steile Beschäftigungsgewinne, so Deutsch-
land und Malta (jeweils plus 10 Prozentpunkte), Polen (plus 9 Prozentpunkte) so-
wie Österreich (plus 6 Prozentpunkte). In anderen Ländern brach die Beschäftigung 
massiv ein, etwa in Griechenland (minus 11 Prozentpunkte), Zypern, (minus 7 Pro-
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zentpunkte) und Portugal (minus 5 Prozentpunkte). Dabei hat sich die Ungleich-
heit in den Beschäftigungsquoten zwischen den Ländern in diesem Zeitraum kaum 
vermindert. Die Beschäftigungsquoten unterscheiden sich in allen Ländern nach 
Alter, Bildung und Geschlecht. So finden wir am Beginn und am Ende der typischen 
Erwerbsphase niedrige, bei den 35- bis 45-Jährigen dagegen besonders hohe Be-
schäftigungsquoten. Die in der Lissabon-Strategie festgelegte Zielmarke von 50 
Prozent Erwerbstätigkeit unter 55- bis 64-Jährigen haben nur 13 EU-Länder erreicht. 
Dennoch stieg die Erwerbsquote in dieser Altersgruppe zwischen 2004 und 2014 in 
den meisten Ländern, außer in Griechenland, Portugal und Zypern. 

Bildung wirkt sich mit Abstand am stärksten auf die Beschäftigungsquoten aus. In 
allen EU-Ländern gilt: Je höher die Bildung, umso höher sind die Erwerbstätigen-
quoten. Im Durchschnitt der Länder liegen die Erwerbsquoten von Personen ohne 
Abschluss bzw. einem Abschluss unter dem Sekundarbereich II 26 Prozent unter-
halb derjenigen von Personen mit einem Abschluss im Sekundarbereich. Gleichzei-
tig haben Personen mit einem Abschluss im Tertiärbereich im EU-Durchschnitt eine 
um 17 Prozent höhere Erwerbsqote als diejenigen mit einem Sekundarabschluss. 
Auf dem Arbeitsmarkt überwiegen die Nachteile einer geringen Bildung also so-
gar gegenüber den Vorteilen einer guten Bildung. Doch auch hier zeigt sich kein 
einheitliches Bild. Manche Länder öffnen den Zugang zu Beschäftigung für alle Bil-
dungsniveaus gleichermaßen (Estland, Zypern). Einige Länder spalten die niedrig 
Gebildeten vom Rest der Bevölkerung ab (Slowakei, Tschechische Republik, Bulga-
rien, Polen, Ungarn und Österreich). Andere wiederum geben den gut Gebildeten 
besonders hohe Beschäftigungschancen (Litauen, Kroatien und Griechenland).

Die Beschäftigungsquoten unterscheiden sich in allen Ländern nach 

Alter, Bildung und Geschlecht. Dabei wirkt sich Bildung mit Abstand 

am stärksten auf die Beschäftigungsquoten aus.

Die Erwerbstätigenquoten unterscheiden sich auch sehr nach Geschlecht. In allen 
28 EU-Ländern rangiert die männliche Erwerbstätigenquote deutlich über der weib-
lichen; die durchschnittliche Differenz beträgt 2014 11,5 Prozentpunkte. Auch hier 
finden wir wieder große Unterschiede zwischen den Ländern. In Malta liegen die 
weibliche und die männliche Erwerbstätigenquote 28 Prozentpunkte auseinander, 
in Litauen dagegen nur 3 Prozentpunkte und in Finnland sogar nur 2 Prozentpunkte.
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3.3  Qualität der Beschäftigung

Ein Job ist gut, aber ein guter Job ist besser. Doch was ist eigentlich ein guter Job? 
Als gute Beschäftigung gilt noch immer das sogenannte Normalarbeitsverhältnis, 
eine ununterbrochene sozialversicherungspflichtige Vollzeiterwerbstätigkeit, mit 
Karrieregewinnen und entsprechenden Lohnsteigerungen über den Lebensverlauf. 
Abweichungen von diesem Modell, beispielsweise Teilzeitbeschäftigung, befristete 
Beschäftigung, Leiharbeit oder (Solo-)Selbstständigkeit werden als atypische Be-
schäftigungsformen bezeichnet. Ein Normalarbeitsverhältnis als Standard zu set-
zen und sehr heterogene Beschäftigungsformen davon abzugrenzen, ist allerdings 
aus mehreren Gründen zu hinterfragen. Für Frauen war ein Normalarbeitsverhältnis 
noch nie »normal« und eher die Ausnahme als die Regel. Weibliche Erwerbsverläu-
fe sind gekennzeichnet von Unterbrechungen und häufig langen Phasen in Teilzeit. 
Nicht von ungefähr entstand das Konzept eines Normalarbeitsverhältnisses in Län-
dern, die eine »normale« Erwerbstätigkeit als ausreichende Sicherung für einen 
gesamten Haushalt verstanden haben. Seitdem hat sich jedoch einiges verändert. 
Heutzutage gibt es viele verschiedene Beschäftigungsformen. Nicht alle als aty-
pisch geltenden Jobs sind prekär, man denke nur an die sozialversicherungspflich-
tige, entfristete, substanzielle Teilzeit. Man sollte also nicht grob zwischen »typi-
schen« und »atypischen« Beschäftigungsformen unterscheiden und stattdessen 
genauer differenzieren. 

Abbildung 3: Beschäftigung in Ungarn und in den Niederlanden, 1996 – 2011
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Dazu wurde die gesamte Bevölkerung eines Landes im Alter zwischen 15 und 64 
Jahren je nach Art ihrer Beschäftigung in sechs Gruppen eingeteilt: Normalarbeits-
verhältnis, substanzielle Teilzeitbeschäftigung, atypische Beschäftigung, arbeits-
los, inaktiv und inaktiv in Aus- oder Weiterbildung.18

In Abbildung 3 wird für Ungarn und die Niederlande die Entwicklung der jeweiligen 
Anteile seit 1996 bis zum Jahr 2011 dargestellt. Die beiden Länder weisen sehr un-
terschiedliche Beschäftigungsprofile auf. Im Jahr 2011 sind in Ungarn 56 Prozent 
der Bevölkerung erwerbstätig, davon 45 Prozent in Vollzeit und 8 Prozent in unter-
schiedlichen Formen atypischer Beschäftigung. Der Rest der Bevölkerung (44 Pro-
zent) ist 2011 nicht erwerbstätig, hiervon sind 13 Prozent noch in der Ausbildung, 25 
Prozent inaktiv und 7 Prozent arbeitslos. In den letzten 15 Jahren hat sich wenig ge-
ändert: Der Anteil der Inaktiven sank etwas, der Anteil Arbeitsloser stieg leicht an. 

Ganz anders ist die Situation in den Niederlanden. Der Anteil Beschäftigter ist mit 
75 Prozent wesentlich höher als in Ungarn, der Anteil Vollzeit Erwerbstätiger mit 31 
Prozent wesentlich niedriger. Bei den Beschäftigungsformen erkennt man deutlich: 
In den Niederlanden sind die Beschäftigungsformen, die von einem Normalarbeits-
verhältnis abweichen, typisch. Sie werden von rund der Hälfte aller Beschäftigten 
ausgeübt. Für die letzten 15 Jahre sind zwei Entwicklungen hervorzuheben: Der 
Anteil Vollzeit Erwerbstätiger ist um 6 Prozentpunkte zurückgegangen, der Anteil 
der anderen, atypischen Beschäftigungsverhältnisse  dagegen um 9 Prozentpunkte 
gestiegen. Auch leben heute in den Niederlanden weniger inaktive Menschen als 
früher, dafür aber mehr Menschen, die prekär beschäftigt sind.

Auch die Beschäftigungsformen unterscheiden sich zwischen den Ländern wesent-
lich nach Alter, Bildung und Geschlecht. So sind beispielsweise in Finnland und 
Belgien von den 30- bis 49-Jährigen sehr viele erwerbstätig (Abbildung 4). Die Be-
schäftigungsquote liegt bei 84 beziehungsweise 82 Prozent. Allerdings sind im Ver-
gleich zu Finnland mehr als doppelt so viele Personen in Belgien »inaktiv«. Zudem 
wird deutlich, dass beide Länder sehr unterschiedliche Ansätze bei der Beschäfti-
gung älterer Personen verfolgen. 

Ein Job ist gut, aber ein guter Job ist besser. Doch was ist eigentlich 

ein guter Job?

Abbildung 5 zeigt die Beschäftigung nach den drei Bildungsniveaus getrennt.19 Mit 
Deutschland und Italien werden zwei Länder vorgestellt, die ganz unterschiedliche 
Muster aufweisen. In Deutschland liegt die Normalbeschäftigung bei den gering 
Qualifizierten extrem niedrig (20 Prozent). Bei Menschen mit mittlerer und hoher 
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Qualifikation ist sie doppelt so hoch und unterscheidet sich zudem kaum (46 und 
59 Prozent). Das deutsche berufliche Ausbildungssystem bewährt sich also nicht 
nur beim Übergang von Bildung in Beschäftigung. Zwischen 1996 und 2011 wächst 
aber die Beschäftigungsspreizung: Die niedrig Qualifizierten werden zunehmend 
abgehängt. 

In Italien liegt die Normalbeschäftigung bei den drei Bildungsniveaus auf einem 
vergleichbar niedrigen Niveau. Dafür sind wesentlich mehr Akademiker atypisch 
beschäftigt als gering Qualifizierte. Über die Zeit lassen sich nur geringe Verände-

 

Abbildung 4: Beschäftigung in Finnland und Belgien, nach Alter, 1996 – 2011
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rungen zwischen den drei Gruppen feststellen. Bei den mittel und den hoch Qua-
lifi zierten nimmt allerdings der Anteil von Soloselbstständigen deutlich zu. Dies 
deutet auf eine gewisse Diskrepanz zwischen Ausbildung und Beschäftigung hin, 
welche sicher durch duale Ausbildungen angeglichen werden könnte. 

Abbildung 5: Beschäftigung in Deutschland und Italien, nach Bildungsniveau, 1996 – 2011

Anmerkungen:
1 Die Gruppe der atypisch Beschäftigten umfasst Personen in marginaler Teilzeit, befristeter Beschäftigung in Voll- und Teilzeit sowie Soloselbstständigkeit.
2 Zu der Gruppe der Personen mit einem Normalarbeitsverhältnis zählen auch Selbstständige.
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Frauen sind häufi ger atypisch beschäftigt als Männer. Auch hier zeigen sich wieder 
große Unterschiede zwischen den Ländern und belegen damit, dass Geschlechter-
regime politisch beeinfl usst werden können. So sind im Jahr 2011 in den Niederlan-
den 80 Prozent der Männer und 70 Prozent der Frauen erwerbstätig (Abbildung 6). 

Abbildung 6: Beschäftigung in den Niederlanden und Finnland, nach Geschlecht, 1996 – 2011
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Allerdings arbeiten 49 Prozent der Männer in Vollzeit, aber nur 13 Prozent der Frau-
en. In Finnland zeigt sich ein ganz anderes Bild. Dort sind 72 Prozent der Männer 
und 68 Prozent der Frauen erwerbstätig. Die Quoten bei der Vollzeitbeschäftigung 
weichen vergleichsweise wenig voneinander ab. 51 Prozent der Männer und 41 Pro-
zent der Frauen sind in einem sogenannten Normalarbeitsverhältnis beschäftigt.  
Finnland gelingt es demnach, eine wesentliche höhere Gleichstellung der Ge-
schlechter auf dem Arbeitsmarkt zu gewährleisten.

3.4  Zusammenfassung

In den meisten Ländern stiegen die Erwerbsquoten. Die Ungleichheit zwischen 
den Ländern nimmt dadurch nicht ab. Dies gilt auch für die Art der Beschäftigung. 
In manchen Ländern ist die Erwerbsquote gering, fast alle Beschäftigten sind al-
lerdings Vollzeit tätig. Andere Länder verzeichnen hohe Erwerbsquoten, wobei 
hier die verschiedenen Formen atypischer Beschäftigung besonders oft vertreten 
sind. Der Zusammenhang zwischen steigenden Erwerbsquoten und atypischer 
Beschäftigung ist dabei alles andere als zwingend. Die EU muss sich dieser Dis-
kussion stellen. Sie formuliert Ziele, die sich auf die Erwerbsquoten beziehen und 
Beschäftigungsformen weitgehend unberücksichtigt lassen. Leicht kann man da-
raus schließen, dass jede Form der bezahlten Erwerbsarbeit besser ist als keine 
Erwerbsarbeit. Deshalb muss die EU deutlicher als bislang qualitative Ziele »guter 
Arbeit« definieren. 

Soziale Ungleichheit im Zugang zu Beschäftigung nimmt zu. Menschen mit einem 
beruflichen oder einem Hochschulabschluss erzielen hohe Erwerbsquoten, Men-
schen mit niedriger Qualifikation bleiben zunehmend außen vor. Dies gilt für alle 
Arten von Beschäftigung. Dabei finden sich typische wie atypische Beschäftigungs-
verhältnisse eher bei hoch Qualifizierten und sind keinesfalls Merkmal von Men-
schen mit niedriger Qualifikation. 

Der dauerhafte Ausschluss niedrig Qualifizierter führt zu individuellen  

Problemlagen, die auch an die Kinder weitergegeben werden. Der  

gesellschaftliche Schaden ist enorm.

Der zunehmende Ausschluss von niedrig Qualifizierten wiegt umso schwerer, als 
sich der Heirats- und Partnerschaftsmarkt über die Zeit geändert hat. Für die Part-
nerwahl wird der Bildungsstand wichtiger, denn Partner werden innerhalb der glei-
chen Bildungsgruppe gesucht.20 Partnerschaften mindern damit nicht individuelle 
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Risiken, sie verschärfen diese deutlich. Ganze Haushalte und Familien werden von 
der Erwerbstätigkeit ausgeschlossen oder profitieren vom Zugang zu (doppelter) 
Erwerbstätigkeit. Die demografische Entwicklung spielt bislang keine große Rolle. 
Jugendliche mit niedriger Qualifikation haben selbst in Ländern mit geringer Fertili-
tät kaum eine Chance. Dagegen schadet die Bildungsexpansion den gut Qualifizier-
ten nicht. Zunehmend verdrängen sie niedrig Qualifizierte vom Arbeitsmarkt. Der 
dauerhafte Ausschluss niedrig Qualifizierter führt zu individuellen Problemlagen, 
die auch an die Kinder weitergegeben werden. Der gesellschaftliche Schaden ist 
enorm. Hier müssen wir präventiv durch Bildung und ausgleichend durch nachho-
lende Bildungsangebote ansetzen. Diese müssen viel stärker als bislang individua-
lisiert bereitgestellt und von allen Sozialpartnern gleichermaßen getragen werden.

4.  Einkommen, Bildung und Beschäftigung

Spricht man über soziale Ungleichheit, kommt dem Einkommen eine Hauptrolle 
zu. Trotz der hohen Relevanz von Bildung und Beschäftigung – letztlich braucht 
man Geld zum Leben. Einkommen ist somit die dritte Achse sozialer Ungleichheit –  
Achsen, die zwar statistisch korreliert, analytisch aber unabhängig voneinander zu 
betrachten sind.

4.1  Bildung sorgt für Einkommen, sofern Bildung vorhanden ist

Bildung zahlt sich in allen EU-Ländern aus. Das Einkommen von Hochschulabgän-
gern liegt über dem Einkommen von Menschen mit mittleren Qualifikationen, die 
ihrerseits meistens mehr als Menschen ohne beruflichen Abschluss verdienen (Ab-
bildung 7). 

Durchschnittlich verdienen Menschen mit niedriger Qualifikation in den EU-Län-
dern 15 Prozent weniger als Menschen mit mittlerer Qualifikation. In Deutschland, 
der Slowakei und Österreich ist diese Einkommensspreizung besonders hoch. Die 
Kehrseite der dualen Ausbildung wird sichtbar. Eine duale Ausbildung hilft, eine 
Beschäftigung aufzunehmen, und sichert zugleich den Einkommensabstand ge-
genüber niedrig Qualifizierten. In Finnland, Schweden, Griechenland, Zypern und 
Litauen findet sich dagegen nur eine geringe Einkommensspreizung zwischen nied-
rig und mittel Qualifizierten. Zwar sind die Erwerbsquoten von mittel Qualifizierten 
deutlich höher als von niedrig Qualifizierten, wenn Letztere aber einen Job finden, 
dann zu ganz ähnlichen Konditionen. 

Abbildung 7 zeigt auch, dass sich das Einkommen zwischen hoch und mittel Quali-
fizierten deutlich stärker unterscheidet als zwischen mittel und niedrig Qualifizier-
ten. Im EU-Durchschnitt verdienen Menschen mit hoher Bildung 44 Prozent mehr 
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als Menschen mit mittleren Qualifi kationen. Die Bildungsrenditen sind in Portugal, 
Polen und Zypern besonders hoch. Hier erhalten Menschen mit hoher Bildung mehr 
als doppelt so viel wie jene mit mittlerer Qualifi kation. Deutlich ist auch, dass eine 
akademische und eine duale Ausbildung zumindest in Deutschland und Österreich 
alles andere als gleichwertig sind. In Deutschland erzielen akademisch Qualifi zier-
te ein um 65 Prozent höheres und in Österreich ein um 50 Prozent höheres Einkom-
men als berufl ich Ausgebildete. Offenbar sind die akademische und die berufl iche 
Ausbildung in diesen Ländern doch nicht so gleichwertig, wie Politiker immer wie-
der behaupten. 

In Schweden, Dänemark und Finnland dagegen sind die Einkommensunterschie-
de zwischen den Bildungsgruppen sehr gering. Dieses Ergebnis widerspricht den 
wirtschaftstheoretischen Aussagen, nach denen ein hohes Bildungsniveau in der 
Bevölkerung nur erreicht werden kann, wenn entsprechende fi nanzielle Anreize ge-
setzt werden. Dänemark ist hier besonders interessant: Sein Ausbildungssystem 
schließt weder niedrig Qualifi zierte aus, noch bevorzugt es akademisch Qualifi zierte.

Im Allgemeinen wird die Polarisierung der Einkommen nach Bildung mit dem Über-
gang von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft erklärt. Deren Wertschöp-
fung durch Innovationen kommt nicht allen zugute, sondern ballt sich bei den hoch 
Qualifi zierten. Zwischen 2006 und 2010 hat sich die Einkommensspreizung nach 
Qualifi kation unterschiedlich entwickelt. In einigen Ländern nahmen die Einkom-

Abbildung 7: Relativer Stundenlohn von 25- bis 64-Jährigen, nach Bildungsniveau, 2010

Referenzgruppe: Mittleres Bildungsniveau
(Sekundarstufe II, post-sekundäre oder 
nicht-tertiäre Bildung)

Unterhalb von Sekundarstufe II (2010)
Tertiäre Bildung (2010)

Anmerkungen:
Die Daten beziehen sich auf Unternehmen mit mindestens 10 Angestelltten und auf NACE Rev. 2 Sektionen B bis S ohne O.
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mensabstände zwischen niedrigen und hohen Qualifi kationen zu, das ist insbe-
sondere in Deutschland der Fall. Die niedrig Qualifi zierten verlieren im Vergleich zu 
Menschen mit mittleren Qualifi kationen 11 Prozentpunkte, die hoch Qualifi zierten 
gewinnen, wiederum im Vergleich zu mittel Qualifi zierten, 9 Prozentpunkte. Ein 
ganz anderes Bild zeigt sich zum Beispiel in Großbritannien. Hier verringert sich die 
Lücke zwischen niedrig und mittel Qualifi zierten um 13 Prozentpunkte, die Lücke 
zwischen mittel und hoch Qualifi zierten sogar um 21 Prozentpunkte. 

Haben Zertifi kate ausgedient? Wird das Einkommen viel stärker durch die kogniti-
ven Kompetenzen der Menschen geprägt? 

Die Informationen zur Höhe und Verteilung von Lesekompetenzen können in eini-
gen EU-Ländern systematisch mit dem Arbeitseinkommen verbunden werden. In 
Abbildung 8 bezeichnet die dicke waagerechte Linie das Einkommen von Menschen 
mit einem Mindestmaß an Kompetenzen (vom PIAAC-Konsortium defi niert durch 
Kompetenzstufe 2). Im Verhältnis hierzu werden die Einkommen von Menschen mit 
sehr niedrigen Kompetenzen (Stufe 1) bzw. mit höheren (Stufe 3) und sehr hohen 
Kompetenzen (Stufen 4 und 5) dargestellt. 

In allen Ländern zeigt sich eine klare Struktur: Einkommen und Kompetenzen hän-
gen eng miteinander zusammen. Allerdings unterscheidet sich die Größenordnung 
massiv zwischen den Ländern. In Großbritannien und Polen beziehen Menschen 
mit sehr hohen Kompetenzen ein um 65 Prozent höheres Einkommen als Menschen 
mit mittleren Kompetenzen. In Schweden, Dänemark, Belgien und Finnland beträgt 

Abbildung 8: Relative Stundenlöhne, nach der PIAAC-Lesekompetenz, 2011 

Referenz: Mittleres Bildungsniveau
(Lesekompetenz Stufe 2 = 0)
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der Unterschied rund 20 Prozent. Im unteren Kompetenzbereich zeigt sich, dass in 
Deutschland Menschen mit niedriger Bildung 19 Prozent weniger, in Finnland da-
gegen nur 9 Prozent weniger als Menschen in der nächst höheren Kompetenzstufe 
verdienen. 

In allen Ländern zeigt sich eine klare Struktur: Einkommen und  

Kompetenzen hängen eng miteinander zusammen.

Vergleicht man formale Bildungsabschlüsse und Kompetenzen in ihrem Einfluss 
auf das Einkommen, ergibt sich ein weitgehend kohärentes Bild. In Schweden,  
Dänemark, Belgien und Finnland ist die Einkommensspreizung nach Bildung ge-
ring, gleich ob man formale Bildungsabschlüsse oder Kompetenzen betrachtet. 
Ebenso ist die Einkommensspreizung nach Bildung in Großbritannien, Polen und 
Deutschland unabhängig vom Bildungsmaß relativ hoch. Nur ein einziges Land 
passt nicht in dieses Schema: Spanien. Hier richtet sich das Einkommen sehr stark 
nach Kompetenzen, Zertifikate machen dagegen kaum einen Unterschied. Zusam-
menfassend ist daher festzuhalten, dass die hohen Niveaueffekte in den Bildungs-
renditen im Allgemeinen nicht darauf schließen lassen, dass Zertifikate ihren Wert 
verloren haben. 

Verliert Bildung ihren Wert, wenn viele Menschen gut gebildet sind?

Oft wird argumentiert, dass Bildungsrenditen dann besonders hoch sind, wenn es 
nur wenige hoch Gebildete gibt. Was wenige haben, ist auf dem (Arbeits-)Markt 
ein besonders wertvolles Gut. Entsprechend sollten die Einkommensrenditen in 
Ländern mit hohem Akademikeranteil niedrig sein. Erklären sich so die Niveauun-
terschiede in den Bildungsrenditen? Zypern, Luxemburg und Großbritannien ver-
zeichnen einen hohen Akademikeranteil und dennoch sehr hohe Bildungsrenditen. 
Ebenso haben Malta, Österreich und Italien nur wenige Hochschulabsolventen, die 
Bildungsrenditen sind dennoch nicht besonders hoch. In das prognostizierte Bild 
passen aber Schweden, Dänemark, Finnland und Belgien. Diese Länder haben ei-
nen hohen Anteil von Hochschulabsolventen, aber außerordentlich niedrige Bil-
dungsrenditen. Portugal und Rumänien haben nur wenige Hochschulabsolventen 
und diese erzielen hohe Bildungsgewinne. Insgesamt muss man allerdings nicht 
befürchten, dass sich eine hohe Bildung dann nicht mehr lohnt, wenn viele Men-
schen gut gebildet sind. 

Ein ähnliches Fazit ergibt sich, wenn man Kompetenzen betrachtet. Auch hier wäre 
zu vermuten, dass die Kompetenzrenditen dann besonders hoch ausfallen, wenn 
es nur wenige Menschen mit hohen Kompetenzen gibt. Dies ist nicht der Fall. So 
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liegen in Belgien über 12 Prozent der Bevölkerung auf den Kompetenzstufen 4 und 
5, ihre Kompetenzrendite beträgt 21 Prozent. Großbritannien verzeichnet 13 Prozent 
Kompetenzreiche, deren Kompetenzrendite sich auf 66 Prozent beläuft. Offenbar 
spielt der institutionelle Rahmen für die Höhe der Bildungsrenditen eine größere 
Rolle als der Anteil der Absolventen. 

Erhöht sich die Einkommensspreizung, wenn mehr niedrig Qualifizierte erwerbstä-
tig sind? 

Auf den Zusammenhang zwischen Einkommensspreizung und Beschäftigung von 
niedrig Qualifizierten wurde bereits mehrfach im Vergleich zwischen Deutschland 
und den USA hingewiesen. So stellten Katz und Murphy sowie Levy und Murnane  
für die 1990er Jahre fest, dass in den USA Menschen mit niedriger Bildung in der 
Regel einen Job finden – allerdings mit miserabler Bezahlung.21 Entsprechend hoch 
ist dort die Lohnspreizung. In Deutschland werden niedrig Qualifizierte meist gleich 
ganz aus der Erwerbstätigkeit ausgeschlossen. Sie sind inaktiv oder in Langzeitar-
beitslosigkeit und werden vom Staat alimentiert. Wenn niedrig Qualifizierte aber 
den Weg in Beschäftigung finden, dann zu den tariflich fixierten Löhnen eines re-
gulierten Arbeitsmarktes. Allerdings hat sich mit der Agenda 2010 die Situation 
in Deutschland verändert; der Arbeitsmarkt ist heute weniger stark reguliert und 
damit eine angemessene Bezahlung nicht mehr garantiert. Kann man die Ergeb-
nisse überhaupt auf die EU-Länder übertragen? Die starke Zunahme der Einkom-
mensspreizung in einigen EU-Ländern, beispielsweise in Deutschland, ist nicht mit 
steigenden Erwerbsquoten niedrig Qualifizierter verbunden. Im Gegenteil. Deren 
Erwerbsquote ist mit der Zeit weiter gefallen. Nicht die Arbeitsmarktbeteiligung 
niedrig Qualifizierter bestimmt demnach das Ausmaß sozialer Ungleichheit. Viel-
mehr werden niedrig Qualifizierte zunehmend vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen. 
Arbeiten, die früher von ihnen ausgeführt wurden, übernehmen nun mittel Qualifi-
zierte, wodurch sich die soziale Herabsetzung noch verschärft. 

4.2  Einkommen und Geschlecht: Familienleben und Einkommens-
verteilung verändern

Heute gibt es weniger Frauen als Männer mit niedrigen Abschlüssen und niedrigen 
Kompetenzen. Gleichermaßen haben in vielen EU-Ländern mehr Frauen als Män-
ner eine hohe Bildung und hohe kognitive Kompetenzen. Wichtig ist auch, dass 
immer mehr Frauen ihre Bildung in Erwerbstätigkeit übersetzen. Dennoch liegt 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen in allen Mitgliedstaaten der EU unter der von 
Männern. Zudem unterscheiden sich die Beschäftigungsformen von Männern und 
Frauen sehr. In allen EU-Ländern unterbrechen Frauen häufiger als Männer ihre Er-
werbstätigkeit und arbeiten eher in atypischen Beschäftigungen, insbesondere in 
Teilzeit und befristet. Außerdem gehen Frauen früher als Männer in Rente, was die 
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Dauer ihrer Beschäftigung weiter verkürzt und sich negativ auf ihr Lebenseinkom-
men und die Höhe ihrer späteren Rentenzahlungen auswirkt.

Der durchschnittliche Unterschied zwischen den Stundenlöhnen von Frauen und 
Männern (Gender Wage Gap) liegt in der EU bei 16 Prozent. Zu Beginn des Erwerbs-
lebens sind die Geschlechterunterschiede noch relativ niedrig und bauen sich dann 
mit der Zeit auf. Beispielsweise beträgt in Deutschland und Finnland die Einkom-
menslücke bei 25- bis 29-Jährigen 4 Prozent, bei 40- bis 44-Jährigen 22 Prozent und 
bei 55- bis 59-Jährigen sogar 31 Prozent.22 In den oberen Einkommensstufen ist die 
Lücke besonders groß: Gerade Frauen in Führungspositionen haben also deutlich 
niedrigere Stundenlöhne als Männer in Führungspositionen. 

Die Erwerbsbeteiligung von Frauen liegt in allen Mitgliedstaaten der 

EU unter der von Männern. Zudem haben typische Frauenberufe meist 

ein niedrigeres Einstiegsgehalt und eine flachere Lohnprogression als 

typische Männerberufe.

Für diese Einkommenslücke benennt die Forschung ein ganzes Bündel von Ursa-
chen. Viele Berufe werden überwiegend von Männern ausgeübt, andere vor allem 
von Frauen (horizontale Segregation). Auch sind insbesondere Frauen im öffentli-
chen Sektor beschäftigt. Typische Frauenberufe haben meist ein niedrigeres Ein-
stiegsgehalt und eine flachere Lohnprogression als typische Männerberufe.23 Wäh-
rend das Recht auf »gleichen Lohn für gleiche Arbeit« meist fest verankert ist, ist 
das Prinzip »gleicher Lohn für vergleichbare Arbeit« vielfach nicht durchgesetzt. 
Zudem sind in allen EU-Ländern wesentlich mehr Männer als Frauen in Führungspo-
sitionen (vertikale Segregation), in denen die Einkommensunterschiede wie gesagt 
besonders ausgeprägt sind. Dies liegt unter anderem daran, dass Unterbrechun-
gen der Erwerbsarbeit und eine Reduktion der Arbeitszeit finanziell hart bestraft 
werden. Durch Erwerbsunterbrechungen gerät die Karriere ins Stocken; in Teilzeit 
bekommt man keine Führungspositionen angeboten.24 

Allerdings lässt sich der Gender Wage Gap nicht ausschließlich mit dem Erwerbs-
verlauf, beruflichen Merkmalen, der Arbeitszeit oder der Ausbildung erklären. Die 
Familien-, Arbeits- und Steuerpolitik der Länder spielen eine wesentliche Rolle.25 
So ist der Lohnabstand umso niedriger, je mehr Kinder außerhäuslich betreut wer-
den. Umgekehrt vergrößert sich das geschlechtsspezifische Lohngefälle, je länger 
bezahlter Elternurlaub gewährt wird.26 Länder mit unregulierten Arbeitsmärkten 
haben ebenfalls wesentlich höhere Lohndifferenzen als Länder mit regulierten Ar-
beitsmärkten. 
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Die Erwerbsverläufe bestimmen auch die fi nanzielle Situation der Menschen im 
Alter, denn die meisten Renten berechnen sich nach der Erwerbsdauer und dem 
durchschnittlich erzielten Einkommen. Die Einkommenslücke zwischen den Ge-
schlechtern wird damit auch zu einer Rentenlücke. Diese besteht über viele Jahre: 
60-jährige Frauen schauen im Durchschnitt auf weitere 22,5 Lebensjahre, Männer 
in dem Alter auf weitere 18,5 Jahre.27 Über die Länder der EU hinweg beträgt die 
Rentenlücke zwischen den Geschlechtern 39 Prozent. Insbesondere in Luxemburg 
(47 Prozent), Deutschland (44 Prozent) und Großbritannien (43 Prozent) liegt die 
Höhe der Renten von Frauen und Männer weit auseinander. In den osteuropäischen 
Ländern Estland (4 Prozent), Slowakei (8 Prozent) und Lettland (9 Prozent) ist der 
Abstand dagegen gering. 

Wir müssen die Erwerbsarbeit von Männern reduzieren und zugleich 

bezahlte wie unbezahlte Arbeit zwischen Frauen und Männern um-

verteilen.

Abbildung 9 zeigt die geschlechtsspezifi sche Rentenlücke (oberhalb der horizon-
talen Achse) und die Einkommenslücke (unterhalb der horizontalen Achse). Es 
lassen sich deutlich zwei Gruppen von Ländern unterscheiden. Zur ersten Gruppe 

Abbildung 9: Rentenlücke und Einkommenslücke nach Geschlecht

Lu
xe

mburg

Deutsc
hland

Großbrit
annien

Niederla
nde

Zyp
ern

EU-28

Fra
nkreich

Grie
ch

enland
Irla

nd

Öste
rre

ich

Spanien

Bulga
rie

n

Portu
ga

l

Sch
weden

Rumänien
Ita

lie
n

Belgien

Slowenien

Fin
nland

Polen
Malta

Dänemark

Unga
rn

Lit
auen

Tsc
hech

isc
he Republik

Le
ttla

nd

Slowake
i

Estl
and

Geschlechtsspezifi sches Verdienstgefälle (ohne Anpassungen)Geschlechtsspezifi sche Rentenunterschiede: Rentner ab einem Alter von 65 Jahren



35

gehören Estland, die Slowakei, Lettland, die Tschechische Republik, Litauen, Un-
garn und Dänemark. In diesen Ländern ist die Rentenlücke gering trotz einer großen 
Einkommenslücke, denn sie kombinieren in ihren Rentensystemen eine staatlich 
garantierte Rente in gleicher Höhe für alle mit einer verpflichtenden Betriebsren-
te und einer freiwilligen Vorsorge. Dagegen setzen die Länder der zweiten Gruppe 
beim Rentensystem auf das Sozialversicherungsprinzip, wodurch die Situation am 
Arbeitsmarkt nicht nur reproduziert, sondern sogar verstärkt wird. Entsprechend 
größer ist die Rentenlücke gegenüber der Einkommenslücke in diesen Ländern. 

Wie entwickeln sich die Rentenzahlungen über die Zeit? Wenn man die steigende 
Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen betrachtet, könnte sich die geschlechtsspezifi-
sche Rentenlücke im Laufe der Jahre verringern. Oder vergrößert sich die Rentenlü-
cke mit zunehmender Teilzeitbeschäftigung in deregulierten Arbeitsmärkten?

Untersuchungen zeigen, dass sich die Rentenlücke mit der Zeit verstärkt hat.28 Bei 
65- bis 80-jährigen Frauen und Männern beträgt die Rentenlücke im Schnitt 41 
Prozent, bei über 80-Jährigen dagegen 33 Prozent. Die Unterschiede sind insbe-
sondere in den Ländern groß, in denen Teilzeitbeschäftigung genauso lange zum 
Lebensalltag von Frauen gehört wie ihre eigenständige finanzielle Absicherung. Im 
Kern gehen die Einkommens- und Rentensituation der Frauen aber auf Abweichun-
gen von einer zentralen Norm unserer Arbeitswelt zurück: der allzeitigen Verfüg-
barkeit.29 Männer arbeiten überwiegend in Vollzeit, während Frauen ihre Erwerbs-
tätigkeit unterbrechen und in Teilzeit tätig sind. Dadurch entstehen bei Frauen 
einschneidende Lohneinbußen. Diese würden wesentlich geringer ausfallen, wenn 
sich die Erwerbsverläufe von Männern und Frauen mehr ähneln würden. Mit einer 
sich über das ganze Leben erstreckenden, ununterbrochenen Erwerbsarbeit aller 
Menschen im erwerbsfähigen Alter wäre dieses Ziel zu erreichen. Dadurch ließen 
sich die Lohnunterschiede zwischen Frauen und Männern abbauen und Quotierun-
gen wären mit der Zeit überflüssig. Diesem Weg zu folgen, hieße aber auch, die 
Familienzeit grundlegend umzugestalten. Insofern schlagen wir vor, einen anderen 
Weg hin zu mehr Geschlechtergerechtigkeit im Einkommen zu gehen. Wir müssen 
die Erwerbsarbeit von Männern reduzieren und zugleich bezahlte wie unbezahlte 
Arbeit zwischen Frauen und Männern umverteilen.

4.3  Zusammenfassung

Bildung ist der Schlüssel zu einem guten Job und einem guten Einkommen. Nied-
rig Qualifizierte haben es daher besonders schwer. Nur den skandinavischen Län-
dern gelingt es, dass auch niedrig Qualifizierte durch eigener Hände Arbeit ihren 
Lebensunterhalt verdienen können. Doch alle Länder der EU müssen die Zahl der 
Personen ohne ausreichende Schul- und Ausbildung reduzieren und dadurch die 
soziale Ungleichheit abbauen. 
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Eine weitere Herausforderung stellt die Einkommenslücke zwischen den Geschlech-
tern dar. Die EU-Länder verfolgen prinzipiell die gleichen Werte und fordern die 
zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen und deren eigenständige Absicherung. 
Dennoch sind die Frauen überproportional stark gefährdet, im Niedriglohnbereich 
zu arbeiten und im Alter keine ausreichende Rente zu erhalten. Staatliche Maßnah-
men zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, wie das Elterngeld oder 
Teilzeitarbeit, müssen so aufgebaut sein, dass sie nicht primär auf Frauen zielen 
und damit Geschlechterunterschiede bei der unbezahlten Zeit und der Entlohnung 
der bezahlten Zeit noch vergrößern. Dafür sind grundlegende Veränderungen im 
Sozialverhalten über alle EU-Länder hinweg erforderlich. 

5.  Finanzielle Ungleichheit

Bisher haben wir in diesem Bericht Bildung, Beschäftigung und Einkommen aus der 
Perspektive eines Lebensverlaufs betrachtet. Nun wechseln wir von der individuel-
len zur gesellschaftlichen Ebene. Wir konzentrieren uns auf finanzielle Ungleichheit 
und untersuchen, wie ungleich Einkommen und Vermögen innerhalb der EU-Länder 
und zwischen ihnen verteilt sind. Nicht nur in Europa haben es Regierungen bisher 
versäumt, bei der Einkommensverteilung regulierend einzugreifen, obwohl ihnen 
dafür wirksame Instrumente wie die Besteuerung zur Verfügung stehen. Politiker 
haben sich gescheut, den Aufbau von hohen oder sehr hohen Einkommen sowie 
Vermögen zu begrenzen, und setzen stattdessen auf den Einfluss des aktivieren-
den Sozialstaats. 

Nicht nur in Europa haben es Regierungen bisher versäumt, bei der 

Einkommensverteilung regulierend einzugreifen, obwohl ihnen dafür 

wirksame Instrumente wie die Besteuerung zur Verfügung stehen.

Im Folgenden gehen wir zunächst auf das durchschnittliche Bruttojahreseinkom-
men und das durchschnittliche Vermögen in den Ländern der EU ein. Allerdings 
ist damit noch nichts zur Verteilung dieser Ressourcen gesagt. Dafür wenden wir 
uns den relativen Verteilungen im nationalen Kontext zu und betrachten hier den 
Gini-Koeffizient sowie die Anteile der Einkommen und Vermögen im obersten Zehn-
tel der Einkommensverteilung. Diese relativen Maßzahlen geben für sich allein 
genommen jedoch keinerlei Information über den Lebensstandard. Um Aussagen 
über diesen treffen zu können verbinden wir daher Informationen zum Lebensstan-
dard mit Maßzahlen der finanziellen Ungleichheit. Wie wir später sehen werden 
gibt es beispielsweise Länder mit geringer Ungleichheit, deren Bevölkerung sehr 
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arm ist. Gleichermaßen können Länder ihren durchschnittlichen Lebensstandard 
erhöhen und dennoch sozial ungleicher werden. Wenn wir also die Entwicklung der 
finanziellen Ungleichheit betrachten, müssen wir auch die Höhe und die Verteilung 
von Einkommen und Vermögen in den Blick nehmen. 

5.1  Die großen Unterschiede in den Brutto- und Nettoeinkommen 
der EU-Länder

Die Berichterstattung über das Einkommen ist schwierig. Bruttoarbeitseinkommen 
und verfügbares Einkommen unterscheiden sich fast immer erheblich. Studien ar-
beiten meist mit den Nettoeinkommen, welche die Mechanismen der Umverteilung 
durch die jeweiligen Abgabensysteme (insbesondere Steuern und Sozialbeiträge) 
ebenso berücksichtigen wie Transferleistungen, etwa Kinder-, Kranken-, Pflege- 
und Arbeitslosengeld. Die Wirkung indirekter Steuern sowie Realtransfers bleiben 
dabei außen vor. Des Weiteren muss man zwischen dem Einkommen eines ein-
zelnen Menschen und dem Haushaltseinkommen unterscheiden. Das individuelle 
Einkommen kann zwar niedrig, der Lebensstandard aber hoch sein, wenn andere 
Haushaltsmitglieder finanziell gut gestellt sind und ihr Einkommen mit den ande-
ren teilen. 

Im Durchschnitt aller EU-Länder liegt das Bruttojahreseinkommen aus Arbeit bei 
31.000 Euro. Die Unterschiede zwischen den Ländern sind nach den vorliegenden 
Einkommensstatistiken immens. In Dänemark beträgt der Durchschnittsverdienst 
55.000 Euro, in Bulgarien 5.000 Euro. Hier, wie auch in einigen anderen neuen 
Mitgliedsländern, kann man aber aufgrund einer mitunter ausgeprägten Schatten-
wirtschaft nur mit Vorsicht auf den tatsächlichen Lebensstandard schließen. Sind 
die Unterschiede zwischen den Ländern geringer, wenn wir das Nettojahreseinkom-
men betrachten, also die Beträge, über die die Menschen tatsächlich verfügen? 
Dies lässt sich generell nicht sagen. Nettoeinkommen beziehen sich immer auf 
die jeweilige Haushaltssituation, sodass wir spezifische Haushaltskonstellationen 
vergleichen müssen. Wir betrachten verheiratete Paare ohne Kinder und mit Kin-
dern, jeweils sind beide Partner erwerbstätig, und beziehen das jeweilige Durch-
schnittseinkommen von Männern bzw. Frauen mit ein. In beiden Konstellationen ist 
in den EU-Ländern die Spanne der Nettoeinkommen etwa so hoch wie die Spanne 
der Bruttoeinkommen. Eine Konvergenz der Einkommensspreizung in Europa ergibt 
sich trotz (oder wegen) deutlich unterschiedlicher Abgabensätze nicht. Bei verhei-
rateten Paaren ohne Kinder reichen die Abgaben von gut 17 Prozent in Malta bis zu 
knapp 43 Prozent in Belgien. Bei Paaren mit Kindern liegen die Abgaben niedriger 
und reichen von etwa 13 Prozent in Irland bis 38 Prozent in Belgien. Die Höhe der 
Bruttoeinkommen und die Abgabensätze korrelieren dabei nur schwach positiv. 



38

In der Tendenz haben jüngere EU-Mitgliedstaaten niedrigere Abgabensätze als 
ältere. Sozialpolitische Länderregimes lassen sich nicht eindeutig identifizieren. 
Zwar sieht man bei skandinavischen Ländern deutliche Steuererleichterungen für 
Familien mit Kindern. Dies ist allerdings kein Alleinstellungsmerkmal sozialdemo-
kratischer Länder. Auch liberale Wohlfahrtsstaaten entlasten Paare mit Kindern 
deutlich. Großbritannien liegt im Vergleich der EU-Länder auf Platz 7 beim Brutto-
einkommen, aber auf Platz 3 beim Nettoeinkommen von Paaren mit zwei Kindern. 
Ebenso bedeutsam wie die Unterstützung von Paaren mit Kindern sind Anreize oder 
Hindernisse für die Erwerbstätigkeit beider Partner. Erhalten Paare, in denen ein 
Partner den durchschnittlichen, der andere aber »nur« ein Drittel des durchschnitt-
lichen Lohns (etwa aufgrund von Teilzeitarbeit) bezieht, überproportional hohe 
Steuererleichterungen? Dies ist in allen Ländern der Fall, die das Einkommen beider 
Partner zunächst zusammenfassen und dann splitten, wie Deutschland und Belgi-
en. Verdient der Ehemann 3.000 Euro, seine Frau aber nur 1.000 Euro, so werden 
bei beiden 2.000 Euro steuerlich veranlagt. Der Mann spart Steuern, die Frau zahlt 
höhere Steuern. Aufgrund des progressiven Steuersystems zahlen sie zusammen 
weniger als bei einer individuellen Besteuerung. In den meisten skandinavischen 
Ländern, aber nicht nur in diesen (etwa Spanien) ist das nicht der Fall. Solche steu-
erlichen »Anreize«, die Erwerbstätigkeit niedrig zu halten, schwächen die Position 
von Frauen und gefährden deren eigenständige Absicherung.

5.2  Das Problem steigender Ungleichheit bei den Einkommen

Die Einkommensverteilung wird meist mithilfe der verfügbaren Einkommen und 
deren Verteilung innerhalb der EU-Länder gemessen. Zum verfügbaren Einkom-
men gehören Einkommen aus Arbeit und Vermögen sowie monetäre Transfers. Als 
Verteilungsmaß zieht man üblicherweise den Gini-Koeffizienten heran. Dieser liegt 
zwischen den Grenzwerten 0 und 1, wobei 1 eine extrem hohe Ungleichverteilung in 
den Einkommen und 0 eine Gleichverteilung der Einkommen anzeigt.30 

Abbildung 10 belegt für das Jahr 2010, dass das verfügbare Einkommen (Quad-
rate) in Ländern wie Großbritannien, Portugal, Griechenland, Lettland, Rumänien, 
Litauen, Bulgarien und Polen stark ungleich verteilt ist (Gini-Werte zwischen 0,34 
und 0,36). In den nordischen Staaten (Schweden, Dänemark, Finnland), in eini-
gen kontinentaleuropäischen Staaten (Belgien, Frankreich, Luxemburg, Österreich) 
und in der Slowakei, Tschechischen Republik, Slowenien und Irland ist das ver-
fügbare Einkommen dagegen relativ gleich verteilt (Gini-Werte zwischen 0,22 und 
0,25). Neben der Verteilung der verfügbaren Einkommen ist auch die Verteilung der 
Bruttoeinkommen abgetragen (Kreise). Die Differenz zwischen diesen beiden Ver-
teilungen sagt etwas über den Grad der Umverteilung der Einkommen durch die 
Steuer- und Sozialleistungssysteme in den Ländern aus.31 Demnach helfen Steuern 
und Sozialleistungen in allen Ländern dabei, die Ungleichheit zu verringern, insbe-



39

sondere wird dies in Belgien, Ungarn, Deutschland, Frankreich und Irland deutlich. 
Eine geringere Umverteilung fi ndet dagegen in Zypern, Lettland, Litauen und den 
Niederlanden statt.

Vergleicht man das durchschnittliche Bruttoeinkommen mit der Einkommensun-
gleichheit im verfügbaren Einkommen, so zeigt sich für die EU-Länder ein signifi -
kanter negativer Zusammenhang. Mit anderen Worten: In Ländern mit hohen Durch-
schnittseinkommen ist die soziale Ungleichheit tendenziell geringer ausgeprägt. 
Finnland, Belgien, Schweden, Österreich und die Niederlande erzielen ein hohes 
Bruttoeinkommen, welches zugleich mit einer relativ gleichen Einkommensvertei-
lung einhergeht. In Lettland, Litauen, Bulgarien und Rumänien ist der Lebensstan-
dard im Durchschnitt sehr niedrig und die Schere zwischen Arm und Reich klafft be-
sonders weit auseinander. Diese Zusammenhänge verdeutlichen, dass ein hoher 
Lebensstandard für alle durchaus erreichbar ist. 

Finanzielle Ungleichheit und Bildungsungleichheit

Ein Blick auf die Wechselbeziehung zwischen der fi nanziellen Ungleichheit und der 
Ungleichheit der Bildungsniveaus in den EU-Ländern führt zur gleichen Schluss-
folgerung. Über alle EU-Länder hinweg gilt: Je niedriger die Bildungsungleichheit, 
desto niedriger ist auch die fi nanzielle Ungleichheit. So fi nden sich in der Slowakei 
und der Tschechischen Republik eine geringe fi nanzielle und Bildungsungleichheit, 

Abbildung 10: Gini-Koeffi zient vor und nach Steuern und sozialen Transfers, 2010
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wohingegen in Spanien, Großbritannien, Italien, Polen und Frankreich die finanzi-
elle und die Bildungsungleichheit sehr ausgeprägt sind. Bei der Bewertung dieser 
Zusammenhänge sollte man allerdings immer auch den Lebensstandard eines Lan-
des im Auge behalten. In der Slowakei ist der Gini-Wert außerordentlich gering, die 
Arbeitsmarktbeteiligung und das Bildungsniveau sind nicht besonders hoch, und 
der Lebensstandard ist vergleichsweise niedrig. Schwedens Gini-Wert entspricht in 
etwa dem der Slowakei, aber Schweden ist ein sehr wohlhabendes Land mit einer 
hohen Beschäftigungsquote und hohem Bildungsniveau.

Über alle EU-Länder hinweg gilt: Je niedriger die Bildungsungleich-

heit, desto niedriger ist auch die finanzielle Ungleichheit.

Veränderungen der finanziellen Ungleichheit über die Zeit

Im EU-Durchschnitt bleibt der Gini-Wert zwischen 2005 und 2013 zwar unverändert 
bei 0,31, dahinter liegen aber massive Verschiebungen. Polen, Großbritannien, 
Belgien, Irland, die Slowakei und die Niederlande konnten die Verteilung des ver-
fügbaren Einkommens deutlich angleichen. In Bulgarien, Zypern, Spanien und Ru-
mänien ist die Ungleichheit dagegen stark gestiegen. Dies lässt sich nur teilweise 
auf die Wirtschafts- und Finanzkrise zurückführen: Eine Zunahme der Einkommens-
ungleichheit sieht man auch in Ländern, die relativ gut durch die Krise gekommen 
sind, so in Deutschland, Dänemark, Luxemburg und Schweden. Ebenso lässt sich 
die Annahme nicht bestätigen, dass gerade Länder mit einem ursprünglich niedri-
gen Gini-Wert im Laufe der Zeit ungleicher geworden sind. Finnland, die Tschechi-
sche Republik und Slowenien konnten ihre niedrigen Werte durchaus halten, wäh-
rend die Ungleichheit in Dänemark, Bulgarien und Deutschland teilweise deutlich 
gestiegen ist. Die vergleichende Literatur hat auf verschiedene Ursachen für diese 
Entwicklung hingewiesen: Veränderungen in den Ausgangshöhen der Einkommen, 
in der Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaats und der Tarifverträge. So ist in Ländern 
mit hohem gewerkschaftlichen Organisationsgrad die Lohnspreizung niedrig, folg-
lich könnte die wachsende Ungleichheit auch auf einen Rückgang der Tarifbindung 
zurückzuführen sein.32

Die Konzentration von Geld an der Spitze 

Alternativ lässt sich Einkommensungleichheit an der Konzentration der Bevölke-
rung im obersten Einkommensdezil messen. Dafür wird die Einkommensverteilung 
in der Bevölkerung in zehn Einkommensgruppen (Dezile) aufgeteilt und untersucht, 
wie hoch der Anteil der Bevölkerung mit einem Einkommen im obersten Dezil ist. 
Mithilfe der Einkommensteuerdaten stellten Thomas Piketty und sein Team inter-
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nationaler Ökonomen die World Top Incomes Database (WTID) zusammen, die es 
Forschern erlaubt, Einkommen und Vermögen über einen langen Zeitraum hinweg 
in vielen Ländern zu analysieren.33 Eines der wichtigsten Ergebnisse der WTID ist, 
dass sich die Entwicklung der höchsten Einkommen im letzten Jahrhundert kon-
kav, also wie eine umgekehrte u-förmige Kurve darstellen lässt. So wurden in den 
letzten 30 Jahren über 15 Prozent des US-Gesamteinkommens von dem untersten 
Dezil der Verteilungskurve in das oberste Dezil verschoben. Das oberste Dezil der 
Einkommensverteilung konzentrierte zwischen 1976 und 2007 etwa 60 Prozent 
des gesamten Einkommenswachstums auf sich.34 Wirtschaftliche Schwächen und 
Währungskrisen führten zwar zwischenzeitlich zu einem geringfügigen Rückgang 
der Einkommenskonzentration, doch es dauerte meist nicht lange, bis diese ihr 
ursprünglich hohes Niveau wieder erreicht hatte. 

Diese Trends können teilweise auch für Europa gezeigt werden. Für Großbritannien 
ergibt sich beispielsweise eine weniger ausgeprägte u-förmige Kurve, in Deutsch-
land ist diese Kurve noch schwächer ausgeprägt. In Frankreich fiel die Einkom-
menskonzentration an der Spitze zwischen den späten 1930er und den frühen 
1940er Jahren von 47 auf 29 Prozent. In den 1960er Jahren stieg sie dann auf 37 
Prozent und erreichte damit einen höheren Wert als in den USA zu dieser Zeit. Bis 
1980 sank die Einkommenskonzentration in Frankreich dann wieder und liegt seit-
dem stabil bei etwa 33 Prozent – dem niedrigsten Anteil unter den vier Ländern. Im 
Jahr 2010 verdiente das oberste Zehntel in den USA 47 Prozent der Einkommen, in 
Großbritannien 42 Prozent, in Deutschland 36 Prozent und in Frankreich wie gesagt 
33 Prozent.

Obwohl sich Technologien und Produktivität in diesen Ländern sehr ähnlich entwi-
ckelt haben, ergeben sich unterschiedliche Muster der Einkommensungleichheit. 
Offensichtlich spielen institutionelle und politische Faktoren hierbei eine wesentli-
che Rolle. Betrachten wir beispielsweise das Steuersystem. Der Spitzensteuersatz 
liegt in Frankreich bei 49 Prozent und damit höher als in Deutschland (45 Prozent), 
Großbritannien (40 Prozent) und den USA (35 Prozent). Die Besteuerung hoher Ein-
kommen hat sich schon in der Vergangenheit als ein wirksames Instrument erwie-
sen, mehr Gleichheit herzustellen, und sollte daher von Politikern wieder herange-
zogen werden, um Ungleichheiten tatsächlich zu mildern.

5.3  Die alarmierende Konzentration von Vermögen in Europa

Vermögen setzt sich aus der Summe der Finanz- und Realvermögen abzüglich al-
ler Verbindlichkeiten zusammen.35 Die durchschnittlichen Vermögenswerte unter-
scheiden sich erheblich zwischen den Ländern. Der Medianwert reicht von 51.400 
Euro in Deutschland bis zu 397.800 Euro in Luxemburg. Beim Mittelwert sind die 
Abstände sogar noch größer; die Werte liegen zwischen 79.700 Euro und 710.100 
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Euro.36 Diese Abweichungen werden mit einer Reihe von Faktoren erklärt. Dazu 
zählen insbesondere Wohneigentum, Einkommen und institutionelle Rahmenbe-
dingungen wie Steuersysteme. Auf der individuellen Ebene muss zudem das Alter 
berücksichtigt werden: In Haushalten mit einer Bezugsperson zwischen 55 und 64 
Jahren ist das Vermögen am höchsten und in Haushalten mit einer Bezugsperson 
von 35 Jahren am niedrigsten. Rentner machen 32 Prozent der Bevölkerung aus und 
halten im Schnitt einen Anteil von knapp 35 Prozent am Gesamtvermögen. 

Wohneigentum

In der EU beträgt das durchschnittliche Vermögen von Hausbesitzern 217.600 Euro 
gegenüber 9.100 Euro von Personen ohne Wohneigentum. 60 Prozent der Haushal-
te in der EU leben im eigenen Heim. In der Slowakei sind es sogar 90 Prozent, in 
Slowenien 82 Prozent und in Spanien 83 Prozent. Dagegen besitzen in Deutschland 
und Österreich weniger als die Hälfte aller Haushalte eine Wohnung oder ein Haus. 
Diese großen Abweichungen entstehen durch verschiedene institutionelle Fak-
toren. Die Wohneigentumsquote wird beispielsweise durch fehlende Sozialwoh-
nungen, fehlende Abschreibungsmöglichkeiten und eine zu geringe gesicherte 
Altersvorsorge gesenkt. In Ländern, die die gesamte Rente bei Rentenantritt so-
fort auszahlen, verfügen die Menschen über weniger Vermögen als in Ländern mit 
einem kontenbezogenen Rentensystem.

Dieser enge Zusammenhang zwischen Vermögen und Wohneigentum kann sich als 
problematisch erweisen: Häuser sind Waren, die hauptsächlich auf dem Binnen-
markt gehandelt werden, und deren Werte somit wirtschaftlichen Schwankungen 
unterliegen. Der Vermögensanteil unterscheidet sich entsprechend zwischen Mie-
tern und Hausbesitzern und somit zwischen jungen Leuten, die auf ein eigenes 
Haus sparen, und älteren Menschen, die bereits ihr Haus besitzen. In Ländern mit 
hohen Eigentumsraten und wenig Mietwohnungen wird der hohe Anteil von Wohn-
eigentum zudem zum Mobilitätshindernis. Junge Menschen leben vergleichsweise 
länger zu Hause und ziehen nicht in Regionen mit besseren Beschäftigungschan-
cen um. Sie neigen auch dazu, erst dann eine Familie zu gründen, wenn sie ein 
eigenes Haus besitzen.

Einkommen und Vermögen 

Einkommen korreliert systematisch mit Vermögen, obgleich sich deutliche Unter-
schiede zwischen den einzelnen Ländern zeigen. In Deutschland, Österreich, Finn-
land und den Niederlanden werden vergleichsweise hohe Einkommen erzielt, die 
Vermögen rangieren aber unter dem EU-Durchschnitt. In Malta und Zypern liegt 
dagegen das Vermögen weit über den Einkommen. Wieder spielen Wohneigentum 
und Haushaltsgröße eine wichtige Rolle.
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In jüngster Zeit wurde die Vermögensfrage in den wissenschaftlichen und öffent-
lichen Medien heftig diskutiert. Thomas Piketty hat gezeigt, dass die Vermögen in 
vielen Ländern schneller gestiegen waren als das Bruttoinlandsprodukt, was grö-
ßere Ungleichheit bedeutet.37 In den USA und vielen europäischen Ländern wiegt 
Vermögen mehr als eigene Arbeit, wodurch sich die Ungleichheit weiter verschärft. 
In Europa erzielen die obersten 10 Prozent aller Haushalte 31 Prozent des Gesamt-
einkommens, verfügen aber über mehr als 50 Prozent des Gesamtvermögens. 

In Deutschland und Österreich besitzen die reichsten 5 Prozent der 

Bevölkerung ungefähr 45 Prozent des Gesamtvermögens, während 

auf die untersten 50 Prozent weniger als 3 Prozent entfallen.

Die Vermögensungleichheit schwankt deutlich zwischen den EU-Ländern. Die nied-
rigste Ungleichheit (Gini-Wert des Vermögens zwischen 0,40 und 0,60) findet sich 
in der Slowakei, in Slowenien und in Griechenland, die höchste in Österreich und 
Deutschland (Gini-Wert über 0,70). Obwohl in diesen beiden Ländern also der Ver-
mögensstand vergleichsweise gering ist, ist der Vermögensanteil der Reichen hoch. 
In Deutschland und Österreich besitzen die reichsten 5 Prozent der Bevölkerung 
ungefähr 45 Prozent des Gesamtvermögens, während auf die untersten 50 Prozent 
weniger als 3 Prozent entfallen. 

Mit der Zeit hat die Vermögensungleichheit deutlich zugenommen. Dies belegen 
die Analysen von Piketty und Zucman (2013) auf Grundlage der WTID.38 Sie unter-
suchten den Vermögensaufbau in Australien, Großbritannien, Kanada, Frankreich, 
Deutschland, Italien, Japan und den USA. Demnach sank der Vermögensstand in 
den untersuchten europäischen Ländern vom Ende des 19. Jahrhunderts bis in die 
1950er Jahre zunächst, stieg dann aber wieder deutlich an. Vergleicht man die lang-
fristige Entwicklung der Einkommenskonzentration mit der Vermögenskonzentra-
tion, so zeigt sich für die USA eine deutliche Konzentration von Einkommen, die 
weit über der Vermögensbildung liegt. In Europa ist die Einkommenskonzentration 
weniger stark ausgeprägt, dafür ist die Vermögenskonzentration wesentlich höher.

5.4  Auf der dunklen Seite: Armut in der EU

Im Jahr 1985 einigte sich der EU-Ministerrat auf eine Definition von Armut, nach der 
zu den Armen diejenigen Personen zählen, die nur über so geringe Mittel (materiel-
le, kulturelle und soziale) verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen 
sind, die in dem Mitgliedstaat, in dem sie leben, als Minimum hinnehmbar ist. 
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In der neuen EU-Wachstumsstrategie Europa 2020, die seit Juni 2010 die Lissabon-
Strategie abgelöst hat, verständigte sich die Europäische Kommission auf drei In-
dikatoren zur Messung von Armut: (1) eine relative Definition, nach der die Armuts-
gefährdungsgrenze bei 60 Prozent des Medianeinkommens eines Landes liegt, (2) 
eine absolute Definition, die den Mangel an materiellen Gütern misst, und (3) die 
Zahl der Haushalte, in der alle Familienmitglieder arbeitslos sind. 

Wir konzentrieren uns hier auf die relative Definition von Armut. Von relativer Armut 
sind Frauen und Männer betroffen, denen pro Haushalt im Jahr weniger als 60 Pro-
zent des nationalen Medianeinkommens zur Verfügung steht. Personen mit einem 
Einkommen unterhalb dieser Schwelle gelten als armutsgefährdet. Der Begriff arm 
wird in diesem Zusammenhang nicht verwendet, da es neben Einkommen noch 
andere Faktoren gibt, die zur sozialen Ausgrenzung führen können. Neben dieser 
60-Prozent-Grenze folgen einige Studien einer strengeren (40 oder 50 Prozent des 
Medianeinkommens) oder einer lockeren (70 Prozent des Medianeinkommens) De-
finition. Diese Vielzahl von Definitionen deutet darauf hin, dass die von der Euro-
päischen Kommission festgelegte 60-Prozent-Grenze letztlich zufällig gewählt ist.39

Unabhängig von der verwendeten Armutsgefährdungsgrenze ist es wichtig, die Ent-
wicklung der Haushaltseinkommen über die Zeit zu berücksichtigen. Beispielswei-
se ist mit den Jahren das Einkommensniveau, das die 60-Prozent-Grenze markiert, 
in vielen Ländern deutlich gestiegen, denn das nationale durchschnittliche Einkom-
men hat sich durch die Haushalte erhöht, in denen beide Partner erwerbstätig sind.

Im Jahr 2013 lebten in den 28 Staaten der EU 83 Millionen Menschen (16,6 Pro-
zent) unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze, 2010 waren es 81 Millionen und 
2005 noch 79 Millionen. Dies ist ein enormer Anstieg. Wieder zeigen sich große Un-
terschiede zwischen den Ländern. Die Armutsgefährdungsquote liegt in Griechen-
land, Rumänien, Bulgarien, Litauen und Spanien zum Teil weit über 20 Prozent. Im 
Gegensatz dazu beträgt die Quote in den Niederlanden und in der Tschechischen 
Republik um 10 Prozent. Obwohl Deutschland eine Armutsgefährdungsquote unter 
dem EU-Durchschnitt verzeichnet, ist das Land mit der höchsten Gesamtzahl ar-
mutsgefährdeter Menschen konfrontiert: Im Jahr 2013 waren es 12,8 Millionen und 
damit 3 Millionen mehr als 2005. 

Die Gefahr, in Armut abzurutschen, wird von vielen Faktoren bestimmt. Neben Bil-
dung, Geschlecht und Alter spielen die Haushaltskonstellation, die Höhe der Ein-
kommensersatzleistungen und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen eine entschei-
dende Rolle.40 

Individuelle Merkmale korrespondieren mit den allgemeinen Risikofaktoren: Per-
sonen mit einem niedrigen Bildungsniveau sind einem wesentlichen höheren Ar-
mutsrisiko ausgesetzt als gut ausgebildete Personen. Ebenso ist das Risiko bei 
jungen Menschen höher als bei älteren Menschen.
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Haushaltskonstellation. Personen ohne eigenes Einkommen sind häufig durch an-
dere Familienangehörige vor Armut geschützt. Dies gilt insbesondere für Kinder 
und nicht erwerbstätige Ehepartner. Alleinstehende mit Kindern, meist Frauen, sind 
von einem höheren Armutsrisiko betroffen als Personen in Haushalten mit zwei 
Erwachsenen und unterhaltsberechtigten Kindern. 

Großzügigkeit des Sozialstaats. Gelingt es Familien nicht aus eigener Kraft, ein 
ausreichendes Einkommen zu erwirtschaften, greift der Sozialstaat unterstützend 
ein – sei es bei Krankheit, Invalidität, Arbeitslosigkeit oder im Alter. In vielen Län-
dern gewährt der Staat auch ausgleichende Leistungen für den Fall, dass die in Ar-
beitsverträgen vereinbarten Löhne unter einen bestimmten Schwellenwert liegen, 
beispielsweise bei Kurzarbeit. Zudem zahlt der Staat an Haushaltsmitglieder, von 
denen Erwerbsarbeit nicht erwartet werden kann oder denen diese nicht erlaubt 
ist, eine weitere Form von Transferleistungen. Dazu gehören vor allem Leistungen 
für Kinder, aber auch für Familienmitglieder, die nicht oder nur in Teilzeit arbeiten. 

Neben den sozialstaatlichen Regelungen, die Menschen zur Erwerbsarbeit moti-
vieren, aber auch negative Anreize setzen können (frühe Verrentung, Besteuerung 
von Doppelverdienerhaushalten), hängt das Risiko, in Armut zu geraten, auch von 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen und natürlich von der gesamtwirtschaftlichen 
Situation ab. Hohe Arbeitslosigkeitsquoten verringern die Wahrscheinlichkeit, dass 
eine Familie auf zwei Einkommen zurückgreifen kann, ebenso steigt der Anteil aty-
pischer Beschäftigung auf Kosten der Normalbeschäftigung. Darüber hinaus wird 
die Höhe und Zahlungsdauer der Einkommensersatzleistungen für jeden Arbeitslo-
sen vermutlich sinken, wenn die Arbeitslosigkeit insgesamt dauerhaft steigt.

5.5  Der Niedriglohnbereich

In der Diskussion über das Ausmaß und die Entwicklung von Armut verlagert sich 
der Schwerpunkt zunehmend hin zu Arbeit und Beschäftigung. Aktivierungsmaß-
nahmen basieren auf der Annahme, dass mit der (Wieder-)Eingliederung der Men-
schen in den Arbeitsmarkt diese zugleich aus der Obhut des Sozialstaats und aus 
der Armut herausgeholt werden können. Allerdings ist diese Annahme immer we-
niger zu halten, insbesondere wenn wir uns die Entwicklung zweier Phänomene 
anschauen: den Anteil von Personen, die im Niedriglohnbereich arbeiten, und den 
Anteil der sogenannten working poor (siehe Abschnitt 5.6).

Wie hoch ist der Anteil von Menschen, die einen niedrigen Lohn beziehen? Wer 
befindet sich im Niedriglohnbereich? Wo liegen die hauptsächlichen Unterschiede 
zwischen den EU-Ländern? 
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Der Niedriglohnbereich bemisst sich an der nationalen Verteilung der Lohneinkom-
men. Die Höhe der Niedriglohnschwelle wird abhängig vom Medianlohn in einem 
Land bestimmt. Verdienen Menschen weniger als zwei Drittel des Medianlohns, be-
zeichnet man sie als Niedriglohnbezieher. Die Niedriglohnquote erfasst den Anteil 
der Niedrigverdiener an allen Beschäftigten. Niedriglohn kann nicht mit Einkom-
mensarmut gleichgesetzt werden, da Transfereinkommen, die Umverteilung des 
Steuersystems und auch der Haushaltskontext nicht berücksichtigt werden. Für  
einen Alleinstehenden kann ein niedriges Einkommen reichen, für eine mehr-
köpfige Familie mit nur einem Verdiener sicherlich nicht.

Die Niedriglohnschwelle liegt im EU-Durchschnitt bei 11,90 Euro pro Stunde. In Bul-
garien gehört man zu den Niedrigverdienern, wenn man weniger als 1,50 Euro in der 
Stunde erhält, und in Dänemark mit einem Stundenlohn unter 16,60 Euro. Insge-
samt arbeiten in der EU etwa 21 Millionen Menschen im Niedriglohnbereich (außer 
Auszubildende), davon 5 Millionen in Deutschland und 5 Millionen in Großbritan-
nien. Der Anteil der Beschäftigten im Niedriglohnbereich variiert erheblich. Durch-
schnittlich beziehen 17 Prozent der Erwerbstätigen in der EU einen Niedriglohn, in 
Bulgarien sind es 22 Prozent (den höchsten Anteil findet man in Lettland mit 28 
Prozent), in Dänemark dagegen nur 8 Prozent. Diese wenigen Zahlen verdeutlichen 
aufs Neue, wie unterschiedlich die Lebensbedingungen in der Europäischen Union 
sind. 

In allen Ländern ballen sich im Niedriglohnbereich bestimmte soziale Gruppen, 
wenngleich in ganz unterschiedlichem Ausmaß: Frauen, gering Qualifizierte und 
junge Menschen. Wesentlich ist auch die Arbeitszeit. Die Stundenlöhne in Teilzeit 
liegen oft weit unter jenen in Vollzeit, entsprechend finden sich auch mehr Teilzeit-
beschäftigte im Niedriglohnsektor. In Deutschland liegt die Niedriglohnquote von 
Teilzeiterwerbstätigen bei 40 Prozent, von Vollzeiterwerbstätigen bei 18 Prozent.41 
In Dänemark fallen die Lohneinbußen von Teilzeitbeschäftigten niedriger aus: Hier 
liegt die Niedriglohnquote von Teilzeitbeschäftigten bei 14 Prozent, in Vollzeit sind 
es unter 10 Prozent. 

Frauen haben ein wesentlich höheres Risiko als Männer, im Niedriglohnbereich zu 
arbeiten, schon allein, weil sie viel häufiger als Männer in Teilzeit beschäftigt sind. 
EU-weit arbeiten 13 Prozent der Männer, aber 21 Prozent der Frauen in Niedriglohn. 
In Deutschland und Großbritannien sind es 17 Prozent der Männer und 29 Prozent 
Frauen. Es geht aber auch anders: Schweden, ebenfalls ein Land mit einer hoher 
Teilzeitquote, hat eine Niedriglohnbeschäftigung von 3 Prozent (Frauen) und 2 Pro-
zent (Männer). 

Besonders deutlich unterscheidet sich die Niedriglohnbeschäftigung nach Bildung 
und beruflicher Qualifikation. Im Gegensatz zum EU-Durchschnitt (17 Prozent) sind 
30 Prozent der gering Qualifizierten im Niedriglohnbereich tätig, 19 Prozent der mit-
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tel Qualifizierten und 6 Prozent der hoch Qualifizierten. Die Spreizung nach Quali-
fikation ist insbesondere in Deutschland groß: Die Niedriglohnquote unter gering 
Qualifizierten liegt hier bei 55 Prozent, unter beruflich Qualifizierten bei 19 Prozent 
und unter akademisch Qualifizierten bei 2 Prozent. Bildung schützt vor Niedriglohn. 
Umgekehrt sehen wir aber auch hier die Dreifachbelastung von gering Qualifizier-
ten. Viele von ihnen hatten schon aufgrund ihrer sozialen Herkunft nie die Chance 
auf eine gute Bildung und finden keine Beschäftigung. Über die Hälfte jener, die in 
Beschäftigung sind, beziehen einen Niedriglohn. 

In allen Ländern ballen sich im Niedriglohnbereich bestimmte soziale  

Gruppen, wenngleich in ganz unterschiedlichem Ausmaß: Frauen,  

gering Qualifizierte und junge Menschen.

Neben Frauen und gering Qualifizierten tragen auch Beschäftigte unter 30 Jahren 
in allen Ländern der EU ein hohes Risiko, in Niedriglohn zu arbeiten. Von ihnen 
bleiben 30 Prozent unter der Niedriglohnschwelle, bei Beschäftigten zwischen 30 
und 49 Jahren sind es 12 Prozent und bei Beschäftigten über 50 Jahren 13 Prozent. 
Erschwerend kommt auch hier hinzu, dass viele der jungen Leute ganz ohne Be-
schäftigung sind und zu der Gruppe der NEETs gehören, also weder erwerbstätig, 
noch in Ausbildung sind.

Wie sind diese großen Unterschiede innerhalb der EU im Anteil der Geringverdiener 
und die soziale Strukturierung von Niedriglohn zu erklären? Welche Rolle spielen 
Mindestlöhne, die Verbreitung von Tarifverträgen und arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen? Flächendeckende gesetzliche Mindestlöhne gibt es in elf der EU-Länder: 
in Belgien, Bulgarien, Deutschland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Li-
tauen, den Niederlanden, Polen, Slowenien und Ungarn. Die meisten dieser Länder 
haben einen hohen Beschäftigungsanteil im Niedriglohnbereich. In allen diesen 
Ländern, mit Ausnahme von Frankreich, liegt der Mindestlohn unterhalb der Nied-
riglohngrenze. Dagegen ist in den skandinavischen Ländern der Niedriglohnbereich 
sehr klein, obgleich es keinen Mindestlohn gibt. Dennoch helfen Mindestlöhne den 
Beschäftigten, da sie eine noch größere Lohnspreizung nach unten verhindern. 
Mindestlöhne verringern also etwas die soziale Ungleichheit im Einkommen, vor 
Niedriglöhnen schützen sie nicht. 

Flächendeckende Tarifverträge verhindern tendenziell ein Niedrigeinkommen.42  
Gerade für Beschäftigte mit niedrigen Einkommen können kollektive Lohnverhand-
lungen zu besseren Ergebnissen als individuelle Vereinbarungen führen. Obwohl 
ein Zusammenhang zwischen Tarifbindung und Niedriglohn besteht, darf nicht 
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übersehen werden, dass Tarifbindungen oft mit anderen Schutzfaktoren einherge-
hen, so mit Kündigungsschutz, einer guten Bildungspolitik und einem hohen Aus-
maß sozialer Sicherung.44 Von einem kausalen Zusammenhang kann man daher 
nicht sprechen. Dies belegen auch Länder wie Deutschland, Österreich und Slowe-
nien, die trotz vergleichsweise hoher Tarifbindung einen großen Niedriglohnsektor 
haben. Für Deutschland kann gezeigt werden, dass die Lockerung der Tarifbindung 
zu einer höheren Lohnspreizung beigetragen hat: Die gestiegene Lohndifferenzie-
rung in der unteren Hälfte der Lohnverteilung unter westdeutschen Vollzeitbeschäf-
tigten ist zu einem Drittel mit der abnehmenden Tarifbindung zu erklären.45 Auch 
die arbeitsmarktpolitischen Reformen in Deutschland (Deregulierung der befriste-
ten Beschäftigung und der Leiharbeit, Einführung von Minijobs, Hartz IV) können 
nicht für den wachsenden Niedriglohnbereich verantwortlich gemacht werden, da 
sie eher in Reaktion auf eine höhere Lohnspreizung eingesetzt wurden. Dennoch 
hat sich auch nach ihrer Einführung im Jahr 2005 der Niedriglohnsektor ausgewei-
tet.46 

In Deutschland hat die Lockerung der Tarifbindung zu einer höheren 

Lohnspreizung beigetragen.

In Deutschland wie in anderen Länder der EU dürfte daher die Ausbreitung des 
Niedriglohnsektors insbesondere mit der verschlechterten Wettbewerbssituation 
von einfacher Arbeit aufgrund des technologischen Wandels zu erklären sein. Ent-
scheidend ist daher, die Bildungsarmut durch bessere Qualifizierungs- und Nach-
qualifizierungsprogramme abzubauen. 

5.6  Arm trotz Arbeit: Die working poor

Was bedeutet Erwerbsarmut, also arm trotz Arbeit zu sein? Eine Komponente haben 
wir bereits definiert: nämlich Armut. Aber wie können wir »Arbeit« definieren?

Das statistische Amt der Europäischen Union (Eurostat) klassifiziert  Beschäftigung 
nach dem Haupterwerbsstatus der Menschen, also nach der Beschäftigung, in der 
sie mindestens sieben Monate im Jahr tätig sind. Hier ließe sich einwenden, dass 
diese Definition viel zu ungenau ist, da sie alle möglichen Formen von Beschäfti-
gung einschließt, angefangen von Niedriglohnarbeit und befristeter Beschäftigung 
bis hin zu unbefristeter Vollzeitbeschäftigung. Diese breite Definition erweist sich 
jedoch als Vorteil. Würden wir eine engere Definition verwenden, die nur bestimm-
te Beschäftigungsformen berücksichtigt, würde der Anteil der working poor, also 
der Erwerbsarmen, vor allem auf arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und die ge-
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samtwirtschaftliche Situation zurückzuführen sein. Der Unterschied zwischen den 
working poor und den Niedriglohnverdienern wäre äußerst gering. Eine breitere 
Definition, die beispielsweise auf den Zeitraum der sieben Monate verzichtet, wür-
de dagegen der Haushaltskonstellation eine wesentliche größere Erklärungskraft 
zuweisen. Deshalb hat sich die Eurostat-Definition als Kompromisslösung bewährt 
und wird zunehmend in der Forschung verwendet.47

Insgesamt zählen im Jahr 2012 in der EU etwa 18 Millionen Menschen zu den Er-
werbsarmen (einschließlich Auszubildende). Davon leben 3 Millionen in Deutsch-
land, dies ist ein Anstieg um 1 Million gegenüber 2005. Obwohl ein Zusammenhang 
zwischen Niedriglohn und Erwerbsarmut besteht, ist diese Verbindung nur sehr 
schwach ausgeprägt.48 So liegt der Anteil der Niedriglohnempfänger in Lettland 
beispielsweise bei 28 Prozent, gegenüber einem Anteil Erwerbsarmen von »nur« 
10 Prozent. In Schweden zeigt sich ein ganz anderes Bild: Hier beträgt die Niedrig-
lohnquote 2 Prozent und die der Erwerbsarmen 7 Prozent. Doch selbst wenn die 
Anteile annährend gleich groß sind, wie etwa in Spanien (15 zu 13 Prozent) oder 
Luxemburg (13 zu 11 Prozent), bedeutet das nicht, dass es sich zwangsläufig um 
dieselben Personen handelt. 

Welche Personengruppen verzeichnen ein überproportional hohes Armutsrisiko, 
obwohl sie erwerbstätig sind? Warum sehen wir so gravierende Unterschiede zwi-
schen den EU-Ländern? Neben den individuellen Merkmalen beeinflussen vor al-
lem vier Faktoren das Risiko, zu den Erwerbsarmen zu zählen: familienpolitische 
Leistungen, das Steuersystem, die Beschäftigungsformen und natürlich die Haus-
haltskonstellation.

Familienpolitische Leistungen umfassen alle Maßnahmen, welche die Kosten redu-
zieren, die Eltern durch die Erziehung von Kindern entstehen. Dies geschieht etwa 
über Transferzahlungen wie Kindergeld oder durch Lohnersatzleistungen während 
der ersten Monate nach der Geburt eines Kindes. Dazu gehören aber auch eine 
qualitativ hochwertige und kostenlose öffentliche Kinderbetreuung sowie Ganz-
tagsschulen, denn diese ermöglichen Müttern erst, erwerbstätig zu sein.

Das Steuersystem ist insofern von Bedeutung, als viele Länder Haushaltskonstel-
lationen privilegieren, in denen ein Partner Vollzeit arbeitet, während die zweite 
Person nur ein »zusätzliches Einkommen« verdient. Dies ist beispielsweise beim 
Ehegattensplitting in Deutschland der Fall. Das britische Steuersystem arbeitet mit 
dem Child Tax Credit und dem Working Tax Credit, wodurch die Nettoeinkommen 
einer Vollzeitstelle deutlich reduziert und damit Anreize für eine Teilzeitbeschäfti-
gung gesetzt werden.

Die verschiedenen Beschäftigungsformen sind ebenfalls entscheidend, vor allem 
in Hinblick auf atypische Beschäftigung und materielle Sicherheit. In Ländern mit 
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hohen Lohneinbußen von Teilzeitbeschäftigten sind diese stärker benachteiligt als 
in Ländern, in denen weniger Arbeitsstunden nicht automatisch mit niedrigeren 
Stundenlöhnen verbunden sind. 

Schließlich spielt auch die Haushaltskonstellation eine wichtige Rolle. Mit einem 
Vollzeitbeschäftigten im Haushalt verringert sich das Risiko, zu den Erwerbsarmen 
zu gehören.

Das Zusammenspiel dieser vier Faktoren wurde in verschiedenen Studien unter-
sucht. Horemans und Marx (2013) analysierten beispielsweise die Verbindung von 
Teilzeitbeschäftigung und Armut.49 Schauen wir uns die Ergebnisse genauer an. In 
den meisten EU-Ländern ist das Risiko, zu den Erwerbsarmen zu zählen, bei Frauen 
geringer ausgeprägt als bei Männern, mit Ausnahme von Estland, Zypern, Deutsch-
land, Litauen und Lettland. Dies mag auf den ersten Blick paradox erscheinen, da 
Frauen deutlich weniger verdienen als Männer, eher im Niedriglohnbereich und in 
Teilzeit arbeiten.

Dieser Effekt ist aber hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass für die finanzi-
elle Situation von Frauen die Haushaltskonstellation eine besondere Rolle spielt. 
So haben Alleinerziehende das höchste Armutsrisiko und Alleinerziehende sind 
meistens Frauen. In Haushalten mit zwei Erwachsenen profitieren Frauen mehr als 
Männer davon, wenn sie mit einer erwerbstätigen Person zusammenleben. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass sich Männer mit einer Vollzeit erwerbstätigen Person den 
Haushalt teilen, ist deutlich geringer. Deshalb sind sie weniger vor Armut geschützt. 
Dies trifft vor allem auf die südeuropäischen Länder zu, wo 36 Prozent der Teilzeit 
arbeitenden Männer, aber nur 16 Prozent der Frauen in Teilzeit zu den working poor 
zählen. 

Bei der Interpretation dieser Ergebnisse müssen wir uns daran erinnern, dass diese 
geschlechtsspezifischen Effekte durch die Definition der Erwerbsarmut verursacht 
werden, nach der sich Armut auf das verfügbare Einkommen bezieht.50 Außerdem 
dürfen wir nicht vergessen, dass bei Ehescheidungen dieser Schutz entfällt und 
Frauen oft in Armut rutschen. 

In den meisten Ländern schützt Vollzeitbeschäftigung viel besser vor Armut als Teil-
zeitbeschäftigung. In Frankreich etwa gelten 4 Prozent der Männer mit einem Voll-
zeitjob als erwerbsarm gegenüber 22 Prozent der Männer mit einem Teilzeitjob. Bei 
den Frauen liegen in Frankreich die entsprechenden Werte bei 3 Prozent (Vollzeit) 
und 12 Prozent (Teilzeit).

Da Erwerbsarmut stark von der Haushaltskonstellation und den Arbeitszeiten be-
einflusst wird, ließe sich nun leicht schlussfolgern, dass Vollzeitbeschäftigung das 
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einzige »Heilmittel« ist. In diesem Szenario würden Frauen, die Vollzeit arbeiten, 
ihre Männer gegen Armutsrisiken schützen und zugleich eigene Lohneinbußen 
durch Teilzeitbeschäftigung vermeiden. Doch sind hier Zweifel angebracht. 

Zunächst ist eine allumfassende Vollzeitbeschäftigung in vielen Ländern aufgrund 
der aktuellen Arbeitsmarktsituation nicht realistisch. Aber noch wichtiger ist, dass 
eine auch noch so flexible 40-Stunden-Woche für beide Partner dazu führt, dass sie 
weniger Zeit für ihre Familien haben.

Deshalb ist der von den Niederlanden, Dänemark und Finnland eingeschlagene 
Weg mit einer Ausdehnung der Teilzeitarbeit durch mehr Arbeitsstunden überzeu-
gender. In diesen Ländern gibt es keine Lohneinbußen durch Teilzeitarbeit. Männer 
und Frauen mit einer Teilzeitbeschäftigung haben kein höheres Risiko auf Erwerbs-
armut als jene mit einer Vollzeitbeschäftigung. Mit einer gemeinsamen Anstren-
gung haben Regierungen, Gewerkschaften und Arbeitgeber sichergestellt, dass 
Teilzeit- und Vollzeitbeschäftigte die gleichen Rechte, Leistungen und Einkommen 
erhalten.51 Teilzeitarbeit ist hoch qualifizierte Arbeit, sie beruht auf einer freiwilli-
gen Entscheidung und wird den Menschen nicht wie in anderen Ländern beispiels-
weise durch fehlende Kinderbetreuungseinrichtungen aufgezwungen. 

5.7  Zusammenfassung

In diesem Kapitel wurden die enormen Unterschiede bei Einkommen und Vermö-
gen zwischen und innerhalb der Mitgliedstaaten der EU herausgearbeitet. Dabei 
wurde deutlich, dass auch Europa vor der Frage steht: Lassen wir es zu, dass sich 
Ungleichheiten weiter erhöhen? 

Die Reduzierung der hohen finanziellen Ungleichheit muss oberste 

Priorität für die Europäische Kommission und alle EU-Mitgliedstaaten 

haben.

Betrachtet man beispielsweise die Anteile der Bevölkerung in den obersten 10 Pro-
zent der Einkommensverteilung, ist eine zunehmende Einkommenskonzentration 
deutlich zu erkennen. Die Reduzierung der hohen finanziellen Ungleichheit muss 
oberste Priorität für die Europäische Kommission und alle EU-Mitgliedstaaten 
haben. Den politischen Willen und genügend Unterstützung in der Gesellschaft 
vorausgesetzt, stehen jedem Land dafür abhängig von seinem politischen wie 
institutionellen Aufbau verschiedene Instrumente zur Verfügung: Besteuerung, ge-
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werkschaftliche Vertretung, arbeitsrechtliche Bestimmungen über Löhne und So-
zialtransfers für Kinder sind die wichtigsten Faktoren in diesem Zusammenhang, 
ebenso wie der Zugang, die Höhe und die Verteilung von Bildung und Beschäfti-
gung. 

Der Blick auf den unteren Rand der Einkommensverteilung hat verdeutlicht, wie 
alarmierend das Ausmaß von Armut nach wie vor ist. Zudem hat sich gezeigt, dass 
Einkommen als alleiniges Maß nicht genügt, um Menschen zu identifizieren, die 
von einer Lebensweise ausgeschlossen sind, die in ihrem Land als minimal hin-
nehmbar gilt. Die Ergebnisse legen nahe, wie wichtig sowohl Armutsquoten als 
auch Armutsgefährdungsgrenzen auf Basis der nationalen Medianeinkommen sind. 

Die Aktivierungsmaßnahmen der Europäischen Union gehen davon aus, dass Be-
schäftigung vor Armut schützt. Dies ist jedoch nicht immer der Fall. In vielen EU-
Ländern sind die Menschen arm, obwohl sie erwerbstätig sind. Wenn wir uns den 
Niedriglohnbereich anschauen, ist die Häufigkeit prekärer Lebensbedingungen ge-
radezu beängstigend, vor allem, weil junge Menschen und Menschen mit geringer 
Bildung besonders stark betroffen sind. Politiker dürfen daher nicht einseitig auf 
Aktivierungsmaßnahmen setzen. Der moderne Sozialstaat braucht zwei Beine: eine 
präventive Bildungspolitik und eine mutige Sozialpolitik, die zusammen soziale 
Gerechtigkeit fördern. 

6.  Ungleichheit bekämpfen

Die Bestandsaufnahme über soziale Ungleichheit in Europa macht übergreifend 
fünf große Handlungsfelder deutlich. 

Ungleichheiten in Europa zu bekämpfen heißt zuerst, die Ungleich-

heiten in frühen Lebensjahren zu bekämpfen. Bildung muss allen 

gleichermaßen zugänglich sein, damit auch den benachteiligten  

Bevölkerungsgruppen ein lebenswertes Leben ermöglicht wird.

1. Grundsätzlich ist festzuhalten, dass viele Unterschiede zwischen den Menschen 
in Europa von der Gesellschaft selbst geschaffen werden und systematisch mit den 
Lebenschancen verbunden sind. Das Bildungsniveau hängt in hohem Maße vom 
sozioökonomischen Status der Eltern und vom Wohnort ab. Bei Weitem nicht alle 
Bürger Europas haben Zugang zu den gleichen Bildungschancen, selbst wenn sie 
über die gleichen Fähigkeiten verfügen. Dabei ist der Zugang zu guten Beschäf-
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tigungs- und Einkommensmöglichkeiten eng mit guter Bildung verbunden. Euro-
pa wird immer von vielfältigen Unterschieden zwischen den einzelnen Regionen 
geprägt sein und sich dieser oftmals durchaus erfreuen. Systematische Ungleich-
heiten im Zugang zu Ressourcen sind aber inakzeptabel und müssen daher ein 
übergeordnetes Handlungsfeld europäischer Sozialpolitik sein: Ungleichheiten in 
Europa zu bekämpfen heißt zuerst, die Ungleichheiten in frühen Lebensjahren zu 
bekämpfen. Bildung muss allen gleichermaßen zugänglich sein, damit auch den 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen ein lebenswertes Leben ermöglicht wird. 

2. Ungleichheiten innerhalb Europas bestehen im Lebensstandard und in der Ver-
teilung von Einkommen und Vermögen. Die durchschnittlichen Einkommen in Eu-
ropa haben sich über die Zeit nicht angenähert, vielmehr driften sie weiter aus-
einander. Dies schadet einem gemeinsamen europäischen Wirtschaftsraum und 
verhindert den Aufbau einer europäischen Sozialunion. Zudem sind in vielen EU-
Ländern die Ungleichheiten in der Einkommens- und/oder Vermögensverteilung in 
den letzten 35 Jahren stark gestiegen. Die extreme Konzentration von Vermögen 
unter den bereits reichen Menschen auf der einen Seite und die Erhöhung der Zahl 
armer Menschen auf der anderen Seite führt zu harten Fragen wie: Kann die EU 
dabei helfen, solche Ungleichheiten zu verringern? Haben die politischen und wirt-
schaftlichen Eliten in den Mitgliedstaaten und der Europäischen Union den Willen 
und die Mittel, um für mehr Gleichheit zu kämpfen?

3. Eine europäische Sozialpolitik muss Ungleichheiten verhindern, die sich aus zu-
nehmend verschiedenen Lebensformen und deren Absicherung ergeben. Die Un-
terschiede zwischen dem Anteil der Menschen im Niedriglohnbereich (individuelle 
Einkommen) und den Erwerbsarmen (Haushaltseinkommen) sind riesig. Eindrück-
lich ist dies an der Lebensrealität von Frauen zu sehen. Im Niedriglohnbereich ar-
beiten vor allem Frauen. Wenn wir aber die Gruppe der Erwerbsarmen anschauen –  
also jener, deren Einkommen trotz Beschäftigung unter der Armutsgefährdungs-
grenze liegt –, finden wir dort insbesondere Männer. Obwohl Frauen häufig in 
»schlechten« Jobs ohne tarifliche Bindung arbeiten, sind sie durch Heirat vor Armut 
geschützt. Dies ist nur auf den ersten Blick beruhigend. Die meisten Staaten in der 
EU setzen nicht auf die eigenständige Sicherung von Frauen und verlassen sich 
darauf, dass Frauen über ihre Ehemänner finanziell gesichert werden. Da aber seit 
langem die Zahl der Eheschließungen zurückgeht und Scheidungsraten zunehmen, 
ist dies riskant. Individuelle Sicherheit zu gewähren meint neben der Ausgestal-
tung einer entsprechenden Sozialpolitik auch, die Chancen von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt zu erhöhen. Dafür müssen flächendeckend Mindestlöhne eingeführt, 
Männer- und Frauenberufe gleich tarifiert und reguliert und die Lohneinbußen in 
Teilzeit entschlossen bekämpft werden. Zudem braucht es vielfältige Maßnahmen, 
damit Frauen über eine marginale Teilzeit hinaus erwerbstätig sein können. Neben 
der Unterstützung durch Kinderkrippen und Ganztagsschulen schließt dies einen 
kulturellen Wandel dahingehend ein, dass auch unbezahlte Arbeit zwischen Män-
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nern und Frauen gleicher verteilt wird. Insbesondere skandinavische Länder haben 
sich mit Erfolg in diese Richtung entwickelt. 

Die meisten Staaten in der EU setzen nicht auf die eigenständige  

Sicherung von Frauen und verlassen sich darauf, dass Frauen über 

ihre Ehemänner finanziell gesichert werden.

4. In allen Ländern Europas sehen wir soziale Schließungsprozesse. Die Menschen 
wählen sich einen Partner, der ihnen in Bildung und Intelligenz ähnelt. Soziale Mo-
bilität durch Heirat oder feste Partnerschaften nimmt so über die Zeit dramatisch 
ab. Damit ergeben sich gesellschaftliche Spreizungen zwischen Haushalten, die ein 
doppeltes Armutsrisiko haben, und solchen mit einem doppelten Sicherheitsnetz. 
Bei den einen haben beide Partner eine schlechte Bildung und schlechte Arbeits-
marktchancen und sind zusätzlich sozial schwach abgesichert. Andere Haushalte 
bestehen aus Doppelverdienern mit hohen Einkommen, die sich neben gesetzli-
chen auch private soziale Sicherungen leisten. Dies ist keine Momentaufnahme, 
die Folgen treffen mehrere Generationen: Kinder bekommen eine entsprechende 
Bildung, Eltern eine entsprechende Pflege im Alter. Durch Vererbung häufen sich 
die jeweiligen Chancen und Risiken dramatisch.

5. Dies führt uns zur Entwicklung der Mittelschicht in unseren Demokratien. Eine 
interessante Hypothese unserer modernen Zeit ist: Wenn die Ungleichheit zunimmt 
und Gesellschaften sich stärker in Arm und Reich aufspalten, bedeutet dies eine 
starke Erosion der Mittelschicht. In vielen westlichen Ländern finden sich Anzei-
chen für eine Abwärtsmobilität der Mittelschicht: Während beispielsweise Unge-
lernte keinen Job finden, übernehmen qualifizierte Menschen aus der Mittelschicht 
diese Hilfsarbeiten und haben damit geringere Chancen auf einen hochwertigen 
Arbeitsplatz und ein gutes Einkommen. Doch die westlichen Demokratien basie-
ren auf wohlhabenden Mittelschichten mit mehr oder weniger stabilen politischen 
Überzeugungen, die von den Regierungsparteien getragen werden. Die Demokrati-
en sind mit der Mittelschicht gewachsen. Wenn nun diese Mittelschicht schrumpft 
und eine Abwärtsmobilität erfährt, wird wahrscheinlich die Unterstützung für die 
demokratischen Regierungen abnehmen. Denn auf der einen Seite werden immer 
größere Teile der Gesellschaft politisch ausgegrenzt und ziehen sich deshalb zu-
rück. Auf der anderen Seite erhöht sich die politische und potenziell antidemokra-
tische Radikalisierung von Bürgern. 
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Diesen Herausforderungen kann Europa nur begegnen, wenn es neben der Stärkung 
von Wachstum auch den Ausbau einer Sozialunion entschlossen vorantreibt. Ein 
modernes und erfolgreiches Europa darf sich dem neoliberalen Ruf nach einem Ab-
bau staatlicher Leistungen und der Aktivierung der Bevölkerung nicht beugen. Die 
leistungsfähigsten Länder in Europa setzen gleichermaßen auf den Erwerbs- und 
auf den Sozialstaat, betonen die zukunftsorientierte Bildungsinvestition, haben 
die hohe Effektivität und Leistungsdichte ihrer Bildungs- und Arbeitsmarktpolitik 
im Blick und betreiben eine engagierte Sozialpolitik. So gelingt es den skandinavi-
schen Ländern außerordentlich gut, ein hohes, von den meisten Bürgerinnen und 
Bürgern erreichtes Bildungsniveau mit einer hohen Absicherung bei Arbeitslosig-
keit, Krankheit und Alter zu verbinden. Selbst wenn sich die skandinavischen Län-
der kulturell von anderen EU-Ländern unterscheiden, darf man ihre Leistung nicht 
ignorieren oder als irrelevant abtun. Denn diese Länder zeigen, dass Ungleichheit 
kein Schicksal ist, sondern das Ergebnis politischer Entscheidungen.

Die Demokratien sind mit der Mittelschicht gewachsen. Wenn nun 

diese Mittelschicht schrumpft und eine Abwärtsmobilität erfährt, 

wird wahrscheinlich die Unterstützung für die demokratischen Regie-

rungen abnehmen.



56

Anmerkungen

1  Dieser Beitrag ist eine wesentlich gekürzte und aus dem Englischen übersetzte Fassung fol-
gender Publikation: Jutta Allmendinger/Ellen Von Den Driesch: An ever closer union 
among the peoples of Europe: Rising inequalities in the EU and their social, economic and 
political impacts, EU, Brüssel 2015.

2  Frank Vandenbroucke: A European Social Union: 10 tough nuts to crack. Background 
report for the Friends of Europe High-Level Group on Social Union, Brüssel 2014; Daniel 
Schraad-Tischler/Christian Kroll: Social Justice in the EU. A Cross-National Compari-
son, Gütersloh 2014.

3  Colin Crouch: Entrenching neo-liberalism: the current agenda of European social policy; 
in: Nicola Countouris/Mark Freedland (Hg.): Resocialising Europe in a time of crisis, 
Cambridge 2013, S. 36–60; Michael J. Sandel: What Money Can‘t Buy. The Moral Limits of 
Markets, London 2012. 

4  Wiemer Salverda u.a.: Changing Inequalities in Rich Countries. Analytical and Compara-
tive Perspectives, Oxford 2014.

5  Joseph Stiglitz: The Price of Inequality: How Today’s Divided Society Endangers Our  
Future, New York 2013.

6  Mara Hvistendahl: While emerging economies boom, equality goes bust. Inequality 
spikes in developing nations around the world, in: Science 344 (2014), S. 832–835.

7  Nach Deutschland migrieren beispielsweise vor allem Personen aus der Türkei, nach Frank-
reich aus Algerien, nach Polen aus der Ukraine, nach Großbritannien aus Irland und nach 
Finnland aus Estland. Das macht vergleichende Analysen besonders schwierig.

8  Daniel Checchi u.a.: The Policy Response to Educational Inequalities, in: W. Salverda u.a. 
(Hg.) (wie Anm. 4), S. 294–327.

9  Leider ist es nicht möglich, PISA und PIAAC direkt miteinander zu vergleichen, da die jeweils 
verwendeten Konzepte voneinander abweichen. So werden bei PISA die Befragten 6 Kom-
petenzstufen zugeordnet, PIAAC kennt dagegen nur 5 Kompetenzstufen. An PISA beteiligen 
sich 26 EU-Länder, an PIAAC nur 17 EU-Länder. 

10  European Commission: Adult and continuing education in Europe: Using public policy to 
secure a growth in skills, Brüssel 2013.

11  Wiji Arulampalam: Is Unemployment Really Scarring? Effects of Unemployment Experien-
ces on Wages. IZA Discussion Paper 189, Bonn 2001.

12  Hans Dietrich: Youth unemployment in Europe. Theoretical Considerations and Empirical 
Findings, Berlin 2012.

13  David Blanchflower/Richard Freeman: The Declining Economic Status of Young Workers 
in OECD Countries, in: Daid Blanchflower/Richard Freeman (Hg.): Youth Unemployment 
and Joblessness in Advanced Countries. Chicago/London 2000, S. 19–55; Juan F. Jimeno/
Diego Rodriguez-Palenzuela: Youth Unemployment in the OECD: Demographic Shifts, 
Labour Market Institutions and Macroeconomic Shocks. ECB-Working Papers 2002-155, 
Frankfurt am Main 2002.



57

14  H. Dietrich: Youth unemployment (wie Anm. 12).

15  Christian Ebner: Erfolgreich in den Arbeitsmarkt? Die duale Berufsausbildung im interna-
tionalen Vergleich, Frankfurt am Main/New York 2013.

16  Ebd.

17  Ebd.; Lukas Graf: The Hybridization of Vocational Training and Higher Education in Austria, 
Germany, and Switzerland, Opladen 2013.

18  Die dargestellten Ergebnisse wurden folgender Studie entnommen: Jutta Allmendinger/
Lena Hipp/Stefan Stuth: Atypical Employment in Europe 1996–2011. WZB Discussion Pa-
per P2013-003, Berlin 2013. 

19  Die Bildungsgruppen »niedrig«, »mittel« und »hoch« beruhen auf der sogenannten ISCED-
Klassifizierung von Bildungsabschlüssen, die von der UNESCO entwickelt wurde. Die Grup-
pe der »niedrigen« Bildungsabschlüsse umfasst die ISCED-Gruppen 1, 2 und 3c (unter 2 
Jahren). Die Kategorie »mittel« umfasst die ISCED-Gruppen 3 und 4 (ohne 3c). Als »hoch« 
qualifiziert gelten Individuen der ISCED-Gruppen 5 und 6.

20  Hans-Peter Blossfeld: Educational Assortative Marriage in Comparative Perspective, in: 
Annual Review of Sociology 35 (2009), S. 513–530.

21  Lawrence F. Katz/Kevin M. Murphy: Changes in Relative Wages, 1963–1987: Supply and 
Demand Factors, in: The Quarterly Journal of Economics 107 (1992), S. 35–78; Frank Levy/
Richard J. Murnane: U.S. Earnings Levels and Earnings Inequality: A Review of Recent 
Trends and Proposed Explanations, in: Journal of Economic Literature, 30 (1992), S. 1333–
1381.

22  OECD: Gleichstellung der Geschlechter: Zeit zu handeln, Paris 2013, S. 145. 

23  Ebd., S. 132; Lucca Flabbi/Mauricio Tejada: Gender Gaps in Education and Labor Market 
Outcomes in the United States: The Impact of Employers‘ Prejudice. IDB Working Paper Se-
ries IDB-WP-357, Washington 2012.

24  Richard Breen/Lynn Price Cooke: The Persistence of the Gendered Division of Domestic 
Labour, in: European Sociological Review 21 (2005), S. 43–57.

25  Wiji Arulampalam/Alison Booth/Mark L. Bryan, Is There a Glass Ceiling over Europe? 
Exploring the Gender Pay Gap across the Wage Distribution, in: Industrial and Labor Rela-
tions Review 60 (2007), S. 163–186.

26  OECD: Gleichstellung (wie Anm. 22), S.147–148.

27  OECD: Pensions at a Glance 2011, Retirement-income Systems in OECD and G20 Countries, 
Paris 2011, S. 29.

28  Francesca Bettio/Platon Tinios/Gianni Betti: The Gender Gap In Pensions, Luxemburg 
2013. 

29  Claudia Goldin: A Grand Gender Convergence: Its Last Chapter, in: American Economic 
Review 104 (2014), S. 1–30.

30  Anthony B. Atkinson: On the measurement of inequality, in: Journal of Economic Theory 
2 (1970), S. 244–263.

31  Robin Boadway/Michael Keen: Redistribution, in: Anthony B. Atkinson/François 
Bourguignon (Hg.): Handbook of Income Distribution, Band 1, Amsterdam 2000, S. 677–
789.



58

32  OECD: Innovations in Labour Market Policies – The Australian Way, Paris 2001, S. 149; 
OECD: OECD Employment Outlook 2013, Paris 2013.

33  Thomas Pikety: Das Kapital im 21. Jahrhundert, München 2014. 

34  Thomas Piketty/Emmanuel Saez: Top incomes and the Great Recession: Recent Evolu-
tions and Policy Implications, in: IMF Economic Review 61 (2013), S. 456–478.

35  European Central Bank: The Eurosystem Household Finance and Consumption Survey. 
Results from the first wave. Statistics Paper Series 2, Frankfurt am Main 2013, S. 107.

36  Der Medianwert ist derjenige Wert, der in der Mitte steht, wenn man alle Einzelwerte der 
Größe nach sortiert. Der Mittelwert ist das arithmetische Mittel aller Einzelwerte. 

37  T. Piketty: Kapital (wie Anm. 34).

38  Thomas Piketty/Gabriel Zucman: Capital is Back: Wealth-Income Ratios and Rich Coun-
tries, 1700–2010. CEPR Discussion Paper DP9588, London 2013.

39  Jonathan Bradshaw/Emese Tunde Mayhew: Understanding Extreme Poverty in the Euro-
pean Union, in: European Journal of Homelessness 4 (2010), S. 171–186.

40  Henning Lohmann: Welfare States, Labour Market Institutions and the Working Poor: A 
Comparative Analysis of 20 European Countries, in: European Sociological Review 25 
(2009), S. 489–504; Eurofound: Working poor in Europe, Dublin 2010.

41  Thomas Rhein: Deutsche Geringverdiener im europäischen Vergleich. IAB Kurzbericht 15, 
Nürnberg 2013.

42  John Schmitt: Low-wage Lessons. Center for Economic and Policy Research, Washington 
2012.

43  T. Rhein: Geringverdiener (wie Anm. 42); OECD: Employment (wie Anm. 33).

44  Christian Dustmann/Johannes Ludsteck/Uta Schönberg: Revisiting the German 
Wage Structure, in: The Quarterly Journal of Economics 124 (2009), S. 843–881.

45  Thorsten Kalina/Claudia Weinkopf: Niedriglohnbeschäftigung 2011: Weiterhin arbeitet 
fast ein Viertel der Beschäftigten in Deutschland für einen Niedriglohn. IAQ-Report 2013–01, 
Duisburg 2013.

46  Jereons Horemans/Ive Marx: In-work poverty in times of crisis: do part-timers fare worse? 
ImPRovE Discussion Paper 13/14-2013, Antwerpen 2013.

47  Ive Marx/Brian Nolan: In-Work Poverty. AIAS, GINI Discussion Paper 51, Amsterdam 2012; 
J. Horemans/I. Marx: In-work poverty (wie Anm. 47).

48  J. Horemans/I. Marx: In-work poverty (wie Anm. 47).

49  Ramona Pena-Casas/Dalia Ghailani: Towards individualizing gender in-work poverty 
risks. In: Neil Fraser/Rodolfo Gutiérrez/Ramon Pena-Casas (Hg.): Working poverty in 
Europe: a comparative approach. Basingstoke 2011.

50  Jelle Visser: The First Part-time Economy of the World – A model to be followed?, in: Journal 
of European Social Policy 12 (2002), S. 23–41.



59

Bildnachweis

Abb. 1 OECD, PISA 2012 Database. Eigene Berechnung und eigene Darstellung 
der Autorinnen.

Abb. 2 Eurostat-Online 2014, EU Labour Force Survey (EU-LFS). Eigene Berech-
nung und eigene Darstellung der Autorinnen.

Abb. 3 Allmendinger u. a. (2013), Datenquelle: EU Labour Force Survey (EU-LFS).

Abb. 4  Allmendinger u. a. (2013), Datenquelle: EU Labour Force Survey (EU-LFS).

Abb. 5 Allmendinger u. a. (2013), Datenquelle: EU Labour Force Survey (EU-LFS).

Abb. 6 Allmendinger u.a. (2013), Datenquelle: EU Labour Force Survey (EU-LFS).

Abb. 7 Eurostat-Online 2014, Structure of Earnings Survey (SES). Eigene Berech-
nung und eigene Darstellung der Autorinnen.

Abb. 8 OECD, PIAAC 2012 Datenbank. Eigene Berechnung und eigene Darstel-
lung der Autorinnen.

Abb. 9 Bettio u.a. (2013), EU-SILC. Eigene Darstellung der Autorinnen.

Abb. 10 Quelle: EUROMOD statistics on distribution and decomposition of dispo-
sable income, accessed at http://www.iser.essex.ac.uk/euromod/statis-
tics/ using EUROMOD version no. F6.0++.



60

Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus

Die Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus, eine überparteiliche Stiftung 
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rungsstätte, die in drei rekonstruierten Wohnräumen und einer ständigen Ausstel-
lung das Lebenswerk von Heuss in seinen vielfältigen historischen Bezügen vor 
Augen führt. Forscherinnen und Forschern stehen der umfangreiche Nachlass von 
Theodor Heuss, einer der größten Politikernachlässe der Bundesrepublik, und eine 
wissenschaftliche Fachbibliothek zur Verfügung. Aus den rund 60.000 Briefen, die 
von Heuss überliefert sind, hat die Stiftung die »Stuttgarter Ausgabe«, eine wissen-
schaftliche Auswahledition in acht Bänden, erarbeitet.

In ihrer Forschungs- und Bildungsarbeit fragt die Stiftung nach den historischen 
Grundlagen und Traditionen der Demokratie in Deutschland. Sie knüpft dabei an 
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Neuerscheinung in der Wissenschaftlichen Reihe

Anselm Doering-Manteuffel / Jörn Leonhard (Hg.)

Liberalismus im 
20. Jahrhundert

Stiftung Bundespräsident-Theodor-Heuss-Haus
Wissenschaftliche Reihe, Band 12
Stuttgart: Franz Steiner Verlag 2015  |  EUR 39,-

Im 20. Jahrhundert, dem Zeitalter  ideologischer Extreme, stand der Liberalismus 
mehrfach vor der Herausforderung, seine Grundprinzipien an veränderte politi-
sche, gesellschaftliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen anzupassen. Der 
Kampf um die Geltung liberaler Prinzipien bewegte sich vielfach in einer paradox 
anmutenden Parallelität zum Bedeutungs- und Funktionsverlust des organisierten 
Liberalismus in Parteien und Parlamenten. Doch wie reagierten die Liberalen in 
den Gesellschaften Europas und Nordamerikas auf die ideologischen, ökonomi-
schen und sozialen Krisenmomente des Jahrhunderts? Die verschiedenen natio-
nalen Variationen verbieten es, ungeprüft von »dem Liberalismus« zu sprechen. 
Vielmehr gilt es, die länderübergreifenden Gemeinsamkeiten liberaler Konzepte 
und Bewegungen herauszuarbeiten, bevor die Eigenheiten des liberalen Weltbilds 
beschrieben werden können. Die Beiträge internationaler Forscher in diesem Band 
diskutieren das Problem aus der einzelstaatlichen und transnationalen Perspek-
tive. Sie bestimmen den historischen Ort des Liberalismus im wechselvollen 20. 
Jahrhundert genauer, indem Kongruenzen und Divergenzen einer prägenden Leit-
idee der Moderne aufgedeckt werden.
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